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Bericht des Ausschusses für volkswirtschaftliche Angelegenheiten
betreffend das Landesgesetz, mit dem die O.Ö. Landarbeitsordnung 1979 neuerlich

geändert wird (O.Ö. Landarbeitsordnungs-Novelle 1988)

(L-209/6-XXIII)

A. Allgemeines

Das Arbeiterrecht sowie der Arbeiter- und Angestellten-
schutz, soweit es sich um land- und forstwirtschaftliche
Arbeiter und Angestellte. handelt, ist gemäß Art. 12
Abs. 1 Z. 6 B-VG hinsichtlich der Gesetzgebung über die
Grundsätze Bundessache; Landessache ist die Erlas-
sung von Ausführungsgesetzen und die Vollziehung.

Die Grundsätze für die Regelung des Arbeiterrechtes
in der Land- und Forstwirtschaft sowie des Arbeiter~ und
Angestelltenschutzes, soweit es sich um land- und forst-
wirtschaftliehe Arbeiter und Angestellte handelt, wurden
vom Bundesgesetzgeber im Landarbeitsgesetz 1984,
BGBi. Nr. 287, hinsichtlich der Gleichbehandlung von
Mann und Frau im Arbeitsleben in der Land- und Forst-
wirtschaft im 11.Teil des Bundesgesetzes vom 27. Juni
1985, BGBi. Nr. 290,' erlassen. Die landesgesetzlichen
Ausführungsbestimmungen enthält überwiegend die
O.Ö. Landarbeitsordnüng 1979, LGBi. Nr. 84, zuletzt ge-
ändert durch die O.Ö. Landarbeitsordnungsnovelle 1986,
LGBi. Nr. 35; soweit es sich um Grundsätze handelt, die
im Zusammenhang mit der Berufsausbildung in der
Land- und Forstwirtschaft stehen, sind sie in der
O.Ö. land- und forstwirtschaftlichen Berufsausbildungs-
ordnung 1967, LGBi. Nr. 53, in der Fassung des Landes-
gesetzes LGBi. Nr. 81/1978 ausgeführt.

Mildem im Entwurf vorliegenden Gesetz, mit dem die
O.Ö. Landarbeitsordnung 1979 neuerlich geändert wird
(O.Ö. Landarbeitsordnungs-Novelle 1988), sollen jene
Grundsatzbestimmungen ausgeführt werden, die durch
das Bundesgesetz vom 4. November 1987, BGBi. Nr.
577, mit dem das Landarbeitsgesetz 1984 geändert wird,
erlassen wurden und die ~ine Anpassung an die Arbeits-
verfassungsgesetz-Novelle, BGBi. Nr. 394/1986, und an
das Arbeits- und Sozialgerichtsgesetz, BGBi. Nr.
104/1985, bewirkt haben.

Die Än-derungen betreffen organisatorische Bestim-
mungen zwecks Erhöhung der Effizienz der Betriebsver-
tretung, die Stärkung der persönlichen Rechtsstellung
der Belegschaftsorgane und die Ausweitung von Mitwir-
kungsbefugnissen. Organisatorische Änderungen er-
scheinen vor allem notwendig, um die Effizienz der Be-
triebsvertretung zu erhöhen. "Dies soll durch eine Verlän-
gerung der' TäLi9k8ibJJ~riud~d~r Organe der DIenstneh-
merschaft erreicht werden, da eine solche Maßnahme ge-
währleistet, daß die Mitglieder des Betriebsrates mehr
Erfahrung für ihre Interessenvertretungsaufgabe gewin-
nen können. Jene Maßnahmen, die bei Betriebsteilungen
eine Weitervertretung der geteilten Unternehmen durch
eine gewisse Zeit gewährleisten sollen und die Verlänge-
rung der Partei- und Prozeßfähigkeit des Betriebsrates
über das Ende seiner Tätigkeitsperiode hinaus gehören
zu den Maßnahmen, die sich auf Grund der in der Vergan-
genheit gemachten Erfahrungen als notwendig erweisen.

Der Schwerpunkt der Änderungen liegt auf dem Gebiet
der Ausweitung der Mitwirkungsrechte des Betriebsrates.
Dies betrifft besonders die Schaffung neuer bzw. die Aus-
weitung bestehender Informationsrechte. Hiezu gehören
u. a. die Beiziehung des Betriebsrates zu Betriebsbesich-
tigungen durch Behörden, sofern Dienstnehmerinteres-
sen berührt werden, und die Ausfolgung von Unterlagen,
die zur Beratung des Betriebsrates mit dem Betriebsinha-
ber erforderlich sind. Große Bedeutung im Zusammen-
hang mit der Einführung neuer Technologien kommt dem
nunmehr vorgesehenen Recht des Betriebsrates auf In-
formation durch den Betriebsinhaber über die Arten von
personenbezogenen Dienstnehmerdaten zu, die automa-
tionsunterstützt aufgezeichnet bzw. verarbeitet und über-
mittelt werden sollen. Der Betriebsrat soll auch das Recht
der Überprüfung der Grundlagen für die Verarbeitung
und Übermittlung haben. Verstärkte Informationsrechte
soll der Betriebsrat auf dem Gebiet der personellen Mit-
wirkungsrechte erhalten, so in Verbindung mit der Ein-
stellung neuer Arbeitskräfte und bei der Versetzung von
Dienstnehmern.

Über die Informations- und Beratungsrechte hinaus soll
dem Betriebsrat ein echtes Mitwirkungsrecht im Fall der
Einführung von Systemen zur automationsunterstützten
Ermittlung, Verarbeitung und Übermittlung von perso-
nenbezogenen Daten des Dienstnehmers sowie zur Ein-
führung von Systemen zur Beurteilung von Dienstneh-
mern eingeräumt werden. Maßnahmen des Betriebsinha-
bers in diesen Angelegenheiten bedürfen der Zustim-
mung des' Betriebsrates;"diese" Zustimmung kann durch
Entscheidung der land- und forstwirtschaftlichen Schlich-
tungsstelle ersetzt werden.

Der Entwurf sieht eine zusätzliche Anfechtungsmög-
lichkeit der Kündigung vor, wenn sie wegen Geltendma-
chung von offenbar nicht unberechtigten Ansprüchen aus
dem Dienstverhältnis erfolgt. Bei einvernehmlicher Auflö~
sung des Dienstverhältnisses kann der Dienstnehmer die
Beiziehung des Betriebsrates verlangen; bleibt dieses
Verlangen erfolglos, so ist die Auflösung rechtsunwirk-
sam, wenn der Dienstnehmer gewisse Anfechtungsfri-
sten einhält.

Als weitere Änderung sieht der Entwurf eine Anpas·
sung des StrRfrRhmens an die Strafobergrenze vergleich-
barer Straftatbestände des Arbeitsverfassungsgesetzes
vor.

Am 1. Jänner 1987 ist das Bundesgesetz vom 7. März
1985, BGB!. Nr. 104, über die Arbeits- und Sozialgerichts-
barkeit (Arbeits- und Sozialgerichtsgesetz) in Kraft getre-
ten. In die Zuständigkeit der Arbeits- und Sozialgerichts-
barkeit fallen insbesondere,jene Rechtsstreitigkeiten, für
die bisher die Arbeitsgerichte zuständig waren, weshalb
auch im Bereich des Landarbeitsrechts eine entspre~
chende Anpassung erforderlich ist. § 43 Abs. 1 Arbeits-
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und Sozialgerichtsgesetz verpflichtet die Hinterlegungs-
behörde zur Übermittlung von Kollektivverträgen und Sat-
zungen an alle für Arbeits- und Sozialrechtssachen zu-
ständigen Gerichtshöfe. Dem soll im vorliegenden Ent-
wurf durch die Normierung entsprechender Übermitt-
lungs- und Mitteilungspflichten Rechnung getragen wer-
den. Aus rechtspolitischen Gründen erscheint es ferner
zweckmäßig, auch im Bereich des Landarbeitsrechts
Rechtsbelehrungen durch die Gerichte vorzusehen, da
die Entscheidungen über entsprechende Rechtsstreitig-
keiten ebenfalls in die Zuständigkeit der Gerichte fallen.

Schließlich soll mit diesem Gesetzentwurf der Wieder-
verlautbarung .des Landarbeitsgesetzes (BGBI. Nr.
287/1984) sowie mehrerer anderer Gesetze durch Rich-
tigstellung zahlreicher Zitierungen Rechnung getragen
werden. Darüber hinaus soll durch die Anpassung ver-
schiedener Begriffe an die aktuelle Rechtssprache und
die Beseitigung einiger redaktioneller Unstimmigkeiten
eine möglichst einfache neuerliche Wiederverlautbarung
der O.Ö. Landarbeitsordnung 1979 ermöglicht werden.

Die folgenden Erläuterungen entsprechen in angepaß-
ter Form im wesentlichen jenen Erläuterungen, wie sie in
der Regierungsvorlage des Bundesgesetzes, mit dem
das Landarbeitsgesetz 1984 geändert wird (128 der Bei-
lagen zu den Stenographischen Protokollen des National-
rates XVII. GP), enthalten sind, da dem Ausführungsge-
setzgeber kaum Möglichkeiten für abweichende Bestim-
mungen oltenslehen.

B. Zu den einzelnen Bestimmungen des Entwurfes ist
im besonderen zu bemerken:

Zu Arfikef I:

Zu den Z. 1 bis 13, 18, 22 bis 28, 56 und 60 bis 63:

Diese Bestimmungen beinhalten keine materiellen
Änderungen, sondern tragen insbesondere dem Text
der Wiederverlautbarung des Landarbeitsgesetzes
1984 sowie einiger anderer Gesetze durch Richtigstel-
lung von Zitierungen und Berücksichtigung von im
Rahmen dieser Wiederverlautbarungen durchgeführ-
ten sonstigen Änderungen Rechnung.
So sind beispielsweise an die Stelle der ehemaligen
"Arbeits(Dienst)ordnungen" Betriebsvereinbarungen
getreten. Dieser Ausdruck soll daher nicht mehr ver-
wendet werden.

Zu Z. 11 a (§ 32 lit. fund g):

Einer Anregung des Bundes entsprechend sollen die
Voraussetzungen für einen vorzeitigen Austritt gemäß
§ 32 lit. fund g wiederum an jene Voraussetzungen
angeglichen werden, wie sie gemäß § 30 Abs. 4 für ei-
nen Abfertigungsanspruch bei Auflösung des Dienst-
verhältnisses durch den Dienstnehmer wegen Errei-
chung oder nach Überschreitung der Altersgrenze für
die (vorzeitige) Aiterspension bzw. wie sie für weibli-
che Dienstnehmer im Zusammenhang mit der Geburt,
Adoption oder Übernahme eines Kindes in unentgeltli-
che Pflege bestehen. Da die Austrittsgründe des § 32
lit. fund g vor der Novellierung des § 30 Abs. 4 des
Gesetzes durch die O.Ö. Landarbeitsordnungsnovelle
1984, LGBI. Nr. 54, mit diesen Bestimmungen weitge-
hend gleichlautend waren, scheint es sachlich ge-
rechtfertigt, einen vorzeitigen Austritt auch bei Errei-
chen der Altersgrenze für die vorzeitige Alterspension

,bzw. nach Überschreiten des Pensionsalters sowie
hinsichtlich der Pflege- und Adoptivmütter zu ermög-
lichen.

Zu Z. 14 (§ 41 Abs. 2):

Gemäß § 40 Arbeits- und Sozialgerichtsgesetz
(ASGG) sind zur Vertretung vor den Gerichten 1. und
2. Instanz u. a. Funktionäre und Arbeitnehmer einer
freiwilligen kollektivvertragsfähigen Berufsvereini-

. gung befugt. Gemäß § 54 Abs. 2 ASGG können kollek-
tivvertragsfähige Körperschaften der Arbeitgeber und
Arbeitnehmer gegen eine kollektivvertragsfähige Kör-
perschaJt der Arbeifgeber und Arbeitnehmer beim
Obersten Gerichtshof einen Antrag auf Feststellung
des Bestehens oder Nichtbestehens von Rechten
oder Rechtsverhältnissen einbringen. Es wird deshalb
eine Mitteilung der Obereinigungskommission über
die Zuerkennung der Kollektivvertragsfähigkeit an alle
Gerichtshöfe, die für Arbeits- und Sozialrechtssachen
zuständig sind (16 Gerichtshöfe erster Instanz, 4
Oberlandesgerichte, OGH), vorgesehen. Da schon
bisher Kollektivverträge auch dem Bundesministerium
tür Arbeit und Soziales zu übermitteln sind, erscheint

. eine Mitteilung über die Zuerkennung und Aberken-
nung der Kollektivvertragsfähigkeit an das Bundesmi-
nisterium für Arbeit und Soziales zweckmäßig. § 41
Abs. 2 gilt für die Aberkennung der Kollektivvertrags-
fähigkeit sinngemäß (§ 41 Abs. 3 letzter Halbsatz).

Zu Z. 15 und Z. 16 (§ 45 Abs. 4 und § 50 Abs. 6):

§ 43 Abs. 1 Arbeits- und Soziaigerichtsgesetz ver-
pflichtet die Behörde, bei der Kollektivverträge sowie
zur Satzung erklärte Kollektivverträge zu hinterlegen
sind, allen für Arbeits- und Sozial rechtssachen zustän-
digen Gerichtshöfen Ausfertigungen zu übermitteln.
Diese Bestimmung erfaßt jedoch nicht die Landesbe-
hörden. Da jedoch der Inhail kollektivvertraglicher
Normen nunmehr durch die Gerichtshöfe von Amts
wegen zu ermitteln ist (§ 43 Abs. 3 ASGG), soll die
Obereinigungskommission verpflichtet werden, diese
Übermittlung vorzunehmen. Obwohl der Geltungsbe-
reich eines nach diesem Gesetz abgeschlossenen
Kollekfivvertrages sich nur auf das Land Oberösfer-
reich erstrecken kann, ist im Hinblick auf § 4 ASGG,
wonach sich für Arbeitsrechtssachen nach § 50 Abs.
1 ASGG die örtliche Zuständigkeit des Gerichts nach
verschiedenen Kriterien richten kann (Wohnsitz- oder
Aufenthalt des Arbeitnehmers, Sitz des Unterneh-
mens, Art der Arbeitsleistung oder Entgeltzahlung),
die Übermittlung an alle für Arbeits- und Sozial rechts-
sachen zuständigen Gerichte erforderlich.

Zu Z. 17 (§ 51 Abs. 2):

. Die Neutormulierung dient dem besseren Verständnis
dieser Bestimmung. Eine Änderung des materiellen
Inhalts tritt dadurch nicht ein.

Zu Z.19 (§ 65b Abs. 4):

Gemäß § 100 Arbeits- und Sozialgerichtsgesetz treten
bei Verweisungen auf die Arbeitsgerichte in anderen
Rechtsvorschriften an deren Stelle nunmehr die
Arbeits- und Sozialgerichte. Unter den "anderen
Rechtsvorschriften" gemäß § 100 ASGG sind jedoch
nur Bundesgesetze und nicht Landesgesetze zu ver-
stehen. Mit der Änderung des § 65 b Abs. 4 soll daher
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tür den Bereich des Landarbeitsrechts den Zuständig-
keitsbestimmungen der Arbeits· und Sozialgerichte
Rechnung getragen werden. Die örtliche Zuständig·
keit ergi.bt sich aus § 4 ASGG, die sachliche Zustän-
digkeit aus § 50 Abs. 1 Z. 1 ASGG.

Zu Z. 20 und Z.· 21 (§ 75e Abs. 3 und § 751):

Gemäß § 92 Arbeits- und Sozialgerichtsgesetz sind
die Arbeits- und Sozialgerichte dazu berufen, nach be-
sonderen gesetZlichen Vorschriften vorgesehene
Rechtsbelehrungen zu erteilen, Amtsbestätigungen
auszustellen und Vereinbarungen zu protokollieren.
'Hiefür ist jedes Landes- und Kreisgericht als Arbeits-
.und Sozialgericht bzw. das Arbeits- und Sozialgericht
Wien örtlich zuständig. Eine Übertragung der Rechts-
belehrung an die Gerichte auch im Bereich des
Landarbeitsrechtes erscheint im Interesse der Einheit-
lichkeit der Rechtsordnung und aus prozeßökonomi-
sehen Gründen zweckmäßig, weil die Arbeits· und So-
zialgerichte bei strittigen Verfahren auch beurteilen
müssen, ob eine Rechtsbelehrung erfolgt ist.

Zu Z. 29 (§ 128 Abs. 1):

Für die Mitglieder des Wahlvorstandes, der die Be·
triebsratswahl durchzuführen hat, sollen die für Be-
triebsratsmitglieder geltenden Grundsätze der Man-
datsausübung, die Verschwiegenheitspflicht und eine
Freizeitgewährung unter Entgeltfortzahlung sinnge-
mäß Geltung haben.

Zu Z. 30 (§ 135 Abs. 1), Z. 34 (§ 149 Abs. 2), Z. 35
111.a (§ 156 Abs. 1) und Z. 36 (§ 162 Abs. 2):

pie Tätigkeitsdauer des Betriebsrates, des Zentral be-
triebsrates und der Rechnun'gsprüler soll künftig vier
statt' drei Jah.re betragen.

Zu Z. 31 (§ 136a):

Di.e im § 136a wiederg.egebene Vorschrift d.es § 167a
des Landarb.eitsg.esetz.es st.ellt unmitt.elbar anwendba-
res B'und'esrecht dar. Der Bund hat in d.en Erläut.erun-"gen"z~'§'-167 ä Larida;b~iisij.es.etz t~lgendes ausg.e-
führt: "Endet die Tätigkeit des B.etri.ebsrat.es während
ein,es Verfahrens vor Gericht oder einer Verwaltungs-
b.ehörde, in dem der Betri.ebsrat in seiner Gesamtheit
Partei ist, so soll s.eine Partei- und Prozeßfähigkeit b.ei
solchen Verfahren bis zu deren Abschluß, längst.ens

; je,doch bis zur Konstituierl:lng eines neuen Betriebsra-
tes weiter besteh.en bleiben. Die ehemaligen Betri.ebs-
ratsmitglied.er können für di.eses Verfahr.en in gleicher
,Weise tätig ward,sn, wie wenn noch ein funktionsfähi-

. g.er ,Betriebsrat b.estünde. § 167a findet jedoch nur
dann Anwendung, wenn der B.etri.eb dauernd .einge-
stellt wird.od~r d~r Betriebsrat dauernd funktIonsunfä-
hig wird, insb.esondere w.enn die Zahl der Mitglieder
uriter die Hälfte der MItglIederzahl sinkt."

Die deklaralive Autnahme dieser bundes rechtlichen
Bestimmung in die O.Ö. Landarbeitsordnung 1979
scheint sowohl wegen des Verständnisses des Ge-
samtzusam'TIenhanges als auch wegen des Verwei-
ses Im § 156 Abs. 6 zweckmäßig.

Zu Z. 32 (§ 136b):

Diese Regelung soli sicherstellen, daß in bestimmten
Fällen der rechtlichen Verselbständigung eines Be-

triebsteiles der Betriebsrat 1ür diesen Teil zur Interes-
senvertretung so lange zuständig bleibt, bis in dem
verselbständigten Teil ein neuer Betriebsrat gewählt
wird. Diese Regelung soll für die Höchstdauer von vier
Monaten gelten. Eine solche Verlängerung der Inter-
essenv.ertöetungsaufgabe soll jedoch dann nicht Platz
greifen, wenn in dem v.erselbständigten Betriebsteil
kein Betriebsrat zu erricht.en ist (weil z. B. weniger als
fünf Dienstnehm.er beschäftigt sind) oder dies.er Be-
triebsteil mit d.er Lösung aus dem übrigen Betrieb aus
dem wirtschaftlichen Entscheidungsbereich des
Dienstgebers ausscheidet (etwa bei V.erkauf an Drit-
le). Durch .eine solche Regelung soll sichergestellt
werden, daß die B.elegschaft während der Z.eit zwi-
schen Ausgliederung und der Wahl eines neuen Be-
triebsrates nicht ohne Betriebsvertretung auskommen
muß.

Sofern allerdings der abgespalt.ene Betriebst.eil mit
dem übrigen Betrieb in einer organisatorischen Ein-
heit verbleibt (vgl. § 108), hat diese Regelung keine
Bedeutung.

Zu Z, 33 (§ 140 Abs. 1):

Bereits nach geltendem Recht hat das an Leb.ensjah-
ren älteste Mitglied d.es Betriebsrates binnen sechs
Wochen zur konstituierenden Sitzung des Betriebsra-
tes einzuberufen. Nunmehr soll die Einberufung bin-
nen zwei Wochen vorgenommen werden. Die Einbe-
rufung muß so erfolgen, daß die konstituierende Sit-
zung innerhalb von sechs Wochen nach Durchfüh-
rung der Betriebsratswahl stattfindet. Künftig soll es
jedem Mitglied des Betriebsrat.es, das an erst.er Stelle
.eines Wahlvorschlages g.ereiht ist (Listenführer), mög-
lich sein, die Einberufung vorzunehmen. Bei Einberu-
fung durch mehrere Listenführer gilt die Einberufung
desjenigen, der auf dem Wahlvorschlag mit der größ-
ten gültigen Stimmenanzahl gewählt wurde.

Zu Z. 35 Iit. b (§ 156 Abs. 6):

Sieh.e die Erläuterungen zu Z. 31 und Z. 32. Die Ver-
längerungd.er Partei' und Prozeßfählgkeit sowie die
B.eibehaltung des Zuständigkeitsbereiches soll auch
für den Zentralbetriebsrat Geltung haben.

Zu Z, 37 (§ 163 Z. 3):

Schon nach geltendem Recht war der Betriebsrat den
Betriebsbesichtigungen durch die Organ.e der Land-
und Forslwirtschaftsinspektion beizuziehen. Dieses
Recht auf Teilnahme soll nun auf B.etriebsbesichtigun-
gen im Zuge behördlicher (Verwaltungs-)Verfahren,
die die Interessen der Dienstnehmerschaft berühren,
ausgedehnt werden. Der Dienstgeber hat d.en Be-
triebsrat von der Anberaumung einer Verhandlung
bzw. vom Eintr.effen eines b.ehördiichen Or~ans zu
verständigen. N.eu Ist weiters die Verpflichtung des
Dienstg.ebers, den Betriebsrat von jedem Arb.eitsunfaii
ohne Verzug in Kenntnis zu setzen.

Zu Z. 38 (§ 165 Abs. 2):

Diese Bestimmung begründet ein Informations- und
Üb.erprüfungsrecht d.es Betriebsrates hinsichtlich per-
sonenbezogener Dienstnehmerdaten. Der Dienstge-
ber soll in Hinkunft dem Betriebsrat b.ekanntgeben
müssen, welche Arten von Dienstnehmerdaten er
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automationsuntersWtzt aufzeichnet und welche Verar-
beitungen und Übermittlungen er beabsichtigt. Die
Überprüfung der Grundlagen für die Verarbeitung und
Übermittlung kann auf verschiedene Weise erfolgen,
insbesondere durch Einsicht in die Programmdokuw

mentation. Zur Einsicht in die Daten einzelner Dienst·
nehmer ist deren Zustimmung erforderlich. Die Rech-
te des Betriebsrates gemäß § 163 werden durch diese
Regelung nicht berührt.

Zu Z. 39 (§ 166 Abs. 1 letzter Satz):

Dem Betriebsrat sind in Hinkunft die für die vierteijähr-
lichen bzw. monatlichen Beratungen über laufende
Angelegenheiten, über die Grundsätze der Betriebs-
führung und über die Gestaltung der Arbeitsbeziehun-
gen notwendigen Unterlagen vom Dienstgeber zu
übergeben.

Zu Z. 40 (§ 168 Abs. 4 letzter Satz):

Bereits nach geltendem Recht kann der Betriebsrat an
Verhandiungen zwischen dem Dienstgeber und der
Arbeitsmarktverwaltung über Maßnahmen der betrieb-
lichen Schulung, Umschulung und Berufsausbildung
teilnehmen.

In Hinkunft solt dieses Recht zur Teilnahme auf Ver-
handlungen betreffend investive Förderungen nach
dem Arbeitsmarktförderungsgesetz und Umwandlung
betrieblicher Schulungsmaßnahmen in solche Förde-
rungen ausgeweitet werden.

Zu Z. 41 (§ 170a):

Diese Regelung führt ein neuas Mitwirkungsinstru-
mant des Betriebsrates in Form einer "ersetzbaren
Zustimmung" ein. Dieses Mitwirkungsrecht ist kein
Vetorecht, wie es § 170 enthält. Die Zustimmung des
Betriebsrates muß in Form einer Betriebsvereinba-
rung gemäß den §§ 52 ff. und 171 Abs. 1 Z. 23 erfol-
gen. Sie kann durch die Entscheidung der iand- und
forstwirtschaftlichen Schlichtungsstelle ersetzt
werden.

Tatbestände des § 170 a betreffen Sachverhalte, die
nach der bisherigen Gesetzeslage von einer Zustim-
mungspflicht nach § 170 nicht erfaßt sind. § 170a ist
daher auch anwendbar, wenn Personaldatensysteme
nicht Kontrollfunktion haben und auch die Menschen·
würde nicht berührt wird. Nicht von der neuen Rege-
lung erfaßt werden die automationsunterstützte Er-
mittlung, Verarbeitung und Übermittlung von perso-
nenbezogenen Daten, die lediglich allgemeine Anga-
ben zur Person des Dienstnehmers und seiner fachli-
chen Voraussetzungen zum Gegenstand haben. Das
gleiche gilt auch für die automationsunferstützte Er-
mittlung, Verarbeitung und Übermittlung von perso-
nenbezogenen Daten, zu deren tatsächlicher oder
vorgesehener Verwendung der Betriebsinhaber ver-
pflichtet ist. Eine solche Verpflichtung kann sich nicht
nur auf Grund eines Gesetzes oder aus Normen der
kollektiven Rechtsgestaltung (Kollektivvertrag, Sat·
zung und Betriebsvereinbarung), sondern auch auf
Grund eines Dienstvertrages ergeben. Der Dienstver-
trag darf allerdings nicht dazu verwendet werden, in
Umgehungsabsicht durch Aufnahme von Vertragsbe-
stimmungen die Verpflichtung des Betriebsinhabers
zu konstruieren, Daten zu ermitteln, zu verarbeiten

oder zu übermitleln, die für die Erfüllung des Dienst-
vertrages nicht erforderlich sind.

Als Verpflichtung im Sinne des zweiten Satzes der
Z. 1 sind z. B. Arbeitszeitaufzeichnungen anzusehen,
die sich auf Grund von Vereinbarungen über eine
Gleitzeitregelung oder ähnliche Arbeitszeitformen
ergeben.

Zu Z. 42 (§ 171 Abs. 1 Z. 23):

Durch die Neuformulierung der Z. 23 wird gewährlei-
stet, daß auch über diese Personalinformationssyste-
me und Systeme zur Beurteilung von Dienstnehmern
Betriebsvereinbarungen abgeschlossen werden
können.

Zu Z. 43 (§ 173 Abs. 4):

Bereits nach geltendem Recht mußte der Dienstgeber
den Betriebsrat von jeder erfolgten Einstellung unver-
züglich in Kenntnis setzen. Nunmehr soll diese Mittei-
lungspflicht näher ausgeführt werden. Die Mitleilung
an den Betriebsrat hat künftig Angaben über die vor-
gesehene Verwendung und Einstufung des Dienst-
nehmers, das Entgelt sowie darüber zu enthalten, ob
das Dienstverhältnis auf Probe oder mit ejner Befri-
stung abgeschlossen wurde.

Zu Z. 44 (§ 175):

Die Neuregelung bewirkt, daß in Hinkunft jede Verset-
zung, auch wenn sie nicht verschlechternd ist, dem
Betriebsrat vom Dienstgeber bekanntgegeben werden
und auf Verlangen des Betriebsrates eine Beratung
stattfinden muß. Wie im geltenden Recht bedarf je-
doch nur die verschlechternde Versetzung der Zustim-
mung des Betriebsrates, die durch die Entscheidung
der Einigungskommission ersetzt werden kann.

Zu Z. 45 (§ 178a):

In Hinkunft soll der Dienstnehmer vor einer einver-
nehmlichen Auflösung seines Dienstverhältnisses
eine Beratung mit dem Betriebsrat verlangen können.
Wird ein solches Begehren nachweislich gestellt, so
kann eine solche einvernehmliche Lösung innerhalb
von zwei Arbeitstagen rechtswirksam nicht vereinbart
werden. Wird entgegen der Bestimmung eine Verein-
barung getroffen, so ist sie rechtsunwirksam. Durch
Abs. 2 soll dem Dienstnehmer innerhalb der ersten
Woche eine Alternative eröffnet werden. Er kann ent-
weder beim Vertragspartner schriftlich die Rechtsun-
wirksamkeit geltend machen oder sofort" kiagen. Die
schriftliche Geltendmachung ist also eine Vorausset-
zung für die gerichtliche Geltendmachung, wenn die
Klage erst nach einer Woche erfolgt. Der Zweck dieser
Regelung liegt darin, in der Praxis einvernehmliche
Lösungen ohne vorherige Information der Betroffenen
über ihre Rechte zu vermeiden, wobei es unerheblich
ist, ob die Initiative zur einvernehmlichen Lösung vom
Dienstgeber oder Dienstnehmer ausgegangen ist.

Zu Z. 46 und Z. 47 (§ 179 und § 181 Abs. 2):

Der Kataiog der Anfechtungstatbestände der soge-
nannten Motivkündigungen soll um zwei Tatbestände
erweitert werden. Eine Kündigung kann künftig au'ch
dann angefochten werden, wenn der Dienstnehmer
offenbar nicht ungerechtfertigte Ansprüche gegen-
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über dem Dienstgeber geltend macht und dieser des-
wegen eine Kündigung ausspricht. Mit dieser Anfech-
tungsmöglichkeit soll der Dienstnehmer vor Retor-
sionsmaßnahmen seines Dienstgebers geschützt
werden.

Unter Geltendmachung im Sinne dieser Bestimmung
ist nicht nur die gerichtliche Geltendmachung zu ver-
stehen, sondern auch eine Intervention der betriebli-
chen oder überbetrieblichen Interessenvertretung
beim Dienstgeber. Dieser Anfechtungstatbestand
kommt auch dann zum Tragen, wenn der Dlenslgeber
die Ansprüche erfüllt und dann eine Kündigung aus-
spricht.

Mit der O.Ö. Landarbeitsordnungsnovelle 1982, LGBI.
Nr. 1/1983, wurde für Betriebe ab zehn Dienstneh-
mern die Bestellung von Sicherheitsvertrauensperso-
nen zur Erreichung eines wirksamen Dienstnehmer-
schutzes zwingend vorgeschrieben. Nunmehr soll
auch für Sicherheitsvertrauenspersonen ein wirksa-
mer Kündi9ungsschutz geschaHen werden.

§ 179 Abs. 4 letzter Satz regelt die Zurückziehung der
Kündigungsanfechtung. Da diese Regelung dem Zivil-
prozeßrecht (Art. 10 Abs. I Z. 6 B-VG) zuzuordnen und
daher als unmittelbar anwendbares Bundesrecht zu
normieren ist, wird der lelzte Satz des Abs. 4 aufgeho-
ben. Eine Neuregelung erfolgte im § 212a des Landar-
beitsgesetzes 1984 gemeinsam mit sonstigen verfah-
renstechnischen Vorschriften; sie wird im neuen §
181a wiedergegeben.

§ 179 Abs. 5 und 6 enthalten lediglich Klarstellungen
im Interesse einer einheitlichen Rechtssprache. Glei-
chesgilt für die Neuformulierung des § 181 Abs. 2
letzter Satz.

Zu Z. 48 (§ 181a):

Die im § 181 a wiedergegebenen Vorschriften des
§ 212a Landarbeitsgesetz 1984 stellen unmittelbar
anwendbares Bundesrecht dar und sind dem Zivilpro-
zeßrecht zuzuordnen. Der Bund hat in den Erläuterun-
gen zu § 212 aLandarbeitsgesetz 1984 dazu folgen-
des ausgeführt:
"Die Anfechtung von Kündigungen und Entlassungen
nach dem Landarbeitsrechl kann nicht unter § 50
Abs. 2 Arbeits- und Sozialgerichtsgesetz subsumiert
werden, weil es sich nicht um Rechte oder Rechtsver-
hältnisse handelt, die sich aus bundesrechtlichen Vor-
schriften ergeben. Die Anfechtung von Kündigungen
und Entlassungen nach §§ 105 ff. des Arbeitsverfas-
sungsgesetzes stellt jedoch eine Rechtsslreitigkeit
nach § 50 Abs. 2 ASGG dar. Da unterschiedliche Ver-
fahrensregelungen für gleichgelagerte Rechtsstreitig-
keiten sachlich nicht gerechtfertigt erscheinen, ordnet
§ 212a Abs. 1 die Anwendung der für Rechtsstreitig-
keiten nach § 50 Abs. 2 ASGG geltenden Verfahrens-
vorschrift.n an. Für dis Anf.chtung von Kündigung.n
und Entlassungen nach dem Landarbeitsgesetz fin-
den daher insbesondere die Vorschriften über die örtli-
che Zuständigkeit gemäß § 5 ASGG sowie über den
Kostenersatz und die Gebühren gemäß § 58 ASGG
Anwendung.

§ 212 a Abs. 2 enthält die bisher im § 210 Abs. 4 letzter
Satz vorgesehene Regelung der Klagsrücknahme.
Die Formulierung wurde zur Vermeidung von Mißver-
ständnissen dem § 105 Abs. 4 letzter Satz des Arbeits-
verfassungsgesetzes angepaßt."

Zu Z. 49 (§ 182):

Zu Abs. 1: Das Informationsrecht des Betriebsrates in
wirtschaftlichen Angelegenheiten soll künftig aus-
drücklich auch die finanzielle Lage des Betriebes und
deren voraussichtliche Entwicklung umfassen.

Der Hinweis "einschließlich der finanziellen Lage" zu
informieren, dient lediglich der KlarsteIlung über den
Umfang des Begriffes der wirtschaftlichen Lage.

Die auf Verlangen des Betriebsrates durchzuführende
Beratung über die ihm gegebenen Informationen ist
nicht an die allgemeinen Beratungstermine gemäß §
166 gebunden. Der Umfang der Beratung erstreckt
sich allerdings nur auf die von der Information erfaß-
ten Gegenstände.

Das Recht des Betriebsrates, im Zusammenhang mit
der Erstellung von Wirtschaftsplänen Anregungen und
Vorschläge zu erstatten, soll in Zukunft auch Perso-
nalpläne umfassen. Wie bei den Beratungen nach §
166 sind dem Betriebsrat auf sein Verlangen die erfor-
derlichen Unterlagen zur Verfügung zu stellen.

Zu Abs. 2: Von einer Erstreckung der Frist für die Vor-
lage der Bilanz beim Finanzamt muß nunmehr der
Dienstgeber den Betriebsrat in Kenntnis setzen. Der
Betriebsrat soll Anspruch auf Vorlage einer Zwischen-
bilanz oder Vorlage anderer Unterlagen haben, wenn
die Fristerstreckung sechs Monate übersteigt.

Zu Z. 50 (§ 183 Abs.1):

Der Dienstgeber war schon bisher verpflichtet, den
Betriebsrat von geplanten Betriebsänderungen in
Kenntnis zu setzen und mit ihm darüber zu beraten.
Um zu gewährleisten, daß die Beratung noch Einfluß
auf die geplanten Maßnahmen haben kann, muß die
Information an den Betriebsrat entsprechend früh er-
foigen (§ 183 Abs. 1 erster Satz).

In Hinkunft soll der Betriebsrat auch ein Mitwirkungs-
recht bei Änderung· einer Filialorganisation haben
(§ 183- Abs. 1 Z. 4).

Zu Z. 51 (§ 184 Abs. 3 bis 7):

Während bisher der Grundsatz der Drittelbeteiligung
der Dienstnehmer nur für das Plenum des Aufsichtsra-
tes galt, sollen nunmehr die Dienstnehmervertreter
das Recht haben, auch für Ausschüsse des Aufsichts-
rates ein Drittel der Mitglieder zu nominieren. Ausge-
nommen davon sind jedoch Ausschüsse, die die Be-
ziehungen zwischen der Gesellschaft und Mitgliedern
des Vorstandes behandeln.
Die Umnumerierung der Absätze ergibt sich aus der
Einfügung des Abs. 3.

Im übrigen werden die Formulierungen dem wieder-
verlautbarten Text des Landarbeitsgesetzes 1984 an-
gepaßt.

Zu Z. 52 (§ 185 Abs. 4 Z. 3):

Die Befugnisse des Zentralbetriebsrates sollen um die
Wahrnehmung der Überwachungsrechte gemäß § 163
Z. 3 hinsichtlich geplanter oder im Bau befindlicher
Betriebsstätten erweitert werden, wenn für diese Be-
triebsstätte noch kein Betriebsrat zuständig ist.
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Zu Z. 53 (§ 187 Abs. 3):

Diese Bestimmung stell/klar. daß bei der Versetzung
eines Betriebsratsmitgliedes neben der Beurteilung
nach § 175 auch zu prüfen ist. ob sie gegen das
Beschränkungs- und Benachteiligungsverbot ver-
stößt. Dieser Anfechtungsgrund kann auch vom ver-
setzten Betriebsratsmitglied selbst als Individuairecht
geltend gemacht werden.

Zu .Z. 54 (§ 190):

Das Höchstausmaß der Bildungsfreistellung soll von
derzeit 2 auf 3 und von derzeit 4 auf 5 Wochen pro
Funktionsperiodeverlängert werden, was annähernd
in einem aliquoten Verhältnis zur Verlängerung der
Funktionsperiode des Betriebsrafes von 3 auf 4 Jahre
steht.

Zu Z. 55 (§ 192 Abs. 4 Z. 2):

Für Wahlwerber gilt derzeit der Kündigungs- und Ent-
lassungsschutz für, Betriebsratsmitglieder ab dem
Zeitpunkt ihrer Bewerbung, das heißt, wenn der Wahi-
werber als Kandidat auf einem Wahlvorschlag auf-
scheint. Die Novelle sieht eine zeitliche Vorverlegung
dieses Schutzes vor. Der Schutz soll ab dem Zeitpunkt
beginnen, in dem die Absicht, auf einem Wahlvor-
schlag zu kandidieren, offenkundig wird. Die Absicht,
auf einem Wahlvorschlag zu kandidieren, wird zum
Beispiel offenkundig, wenn der Dienstnehmer sich mit
anderen Dienstnehmern des Betriebes wegen der Auf·
stellung eines Wahlvorschlages bespricht oder sich
um Unterstützungsunterschriften bewirbt.

Der Wegfall des Kündigungs- und Entlassungsschut-
zas ist, wenn der Name des Wahlwerbers dann auf
keinem Wahlvorschlag aufscheint, mit dem Ende der
Einreichungsfrist für Wah!vorschläge vorgesehen.

Zu Z. 57 und Z. 58 (§ 200 Abs. 2 und § 205 Abs. 1):

Mit diesen Bestimmungen soll der durch das Arbeits-
und Sozia!gerichtsgesetz geschaffenen gerichtlichen
Neuorganisation in Arbeitsrechtssachen Rechnung
getragen werden.

Zu Z. 59 (§ 206):

Aus dem bisherigen Strafkatalog sollen einerseits Be-
stimmungen entfernt werden, bei denen es sich um

Pernkopf
Obmann

vertragsrechtliche Normen handelt, andererseits _sol-
len neue Bestimmungen aus dem kollektiven Arbeits-
recht und der Betriebsverfassung unter Strafsanktion
gestellt werden. Weiters sind dem Unrechtsgehalt der
einzelnen Übertretungen entsprechend zwei Katego-
rien von Strafandrohungen vorgesehen, wobei gemäß
Abs. 2 die im Betriebsverlassungsrecht begründeten
Straftat bestände nur auf Verlangen des dadurch '"Ver-
letzten" geahndet werden sollen (Privatanklage-
delikte).

Abs. 3 entspricht dem bisherigen Abs. 2 mit der Maß-
gabe, daß auch fahrlässiges Verhalten strafbar ist.
Abs. 4 enthält unverändert die Bestimmungen des bis-
herigen Abs. 3.

Zu Artikel 11

Durch die vorgesehene Ersetzung der Begriffe "Ob-
mann" durch den Begriff" Vorsitzender" oder" Vorsit-
zende", "Lehrherr" durch "Lehrberechtigter" und
"Ersatzmann" durch "Ersatzmitglied" soll der Forde-
rung nach einer geschlechtsneutralen Formulierung
- soweit dies in der deutschen Sprache möglich ist-
entsprochen werden.

Zu Artikel 111

Dieser Artikel regelt das Inkrafttreten. Hinsichtlich der
Funktionsperiode der Betriebsräte und Zentral be-
triebsräte bedeutet dies nicht nur eine Verlängerung
für die künftigen Funktionsperioden, sondern mangels
einer anderweitigen Regelung auch eine solche der
bereits laufenden Funktionsperioden. Gleiches gilt für
die Tätigkeitsdauer der Rechnungsprüfer sowie hin-
sichtlich der Verlängerung der Bildungsfreistellung
(Art. i Z. 54).

Der Ausschuß für volkswirtschaftliche Angelegen-
heiten beantragt, der Hohe Landtag möge das Lan-
desgeselz, mit dem die O.Ö. Landarbeitsordnung
1979 neuerlich geändert wird (O.Ö. Landarbeltsord-
nungs-Novelle 1988), beschließen. Eine Textgegen-
überstellung ist als Anhang angeschlossen.

Linz, am 21. Oktober 1988

. Haslehner
Berichterstatfer
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Landesgeselz

vom ~ ~ 1988.

mil dem die O.Ö. Landarbeilsordnung 1979 neuerlich geändert wird
(O.Ö. Landarbeilsordnungs-Novelle 1988)

Der o.ö. Landtag hat beschlossen:

Artikel I

Die O.Ö.Landarbeitsordnung 1979, LGBI. Nr. 84, in der
Fassung der Landesgeselze LGBI. Nr. 511982. 111983,
9811983, 5411984 und 3511986wird wie folgt geändert:

1. Im § 5 Abs. 4 ist die Zitierung "des O.Ö. Flurverfas-
sungs-Landesgesetzes, LGBI. Nr. 3311972," durch
die Zitierung "des O.Ö. Flurverfassungs-Landesge-
setzes 1979, LGBI. Nr. 73," zu ersetzen.

2. Im § 20 Abs. 3 ist die Zitierung ,,§ 20 Abs. 3 des
Landarbeitsgesetzes" durch die Zitierung ,,§ 19
Abs. 3 des Lundorbcitsgosotzes 1984" zu ersetzen.

3. Im § 22 Abs. 3 ist das Wort "Arbeitszeiten" durch
das Wort "Dienstzeiten" zu ersetzen.

4. Im § 22b Abs. 2 ist die Zitierung ,,§ 22b Abs. 2 des
Landarbeitsgesetzes" durch die Zitierung ,,§ 23
Abs. 2 des Landarbeitsgeselzes 1984" zu ersetzen.

5. Im § 22d hat der Ausdruck "Arbeits(Dienst)ordnun-
gen" zu entfallen.
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6. Im § 23 Abs. 1 ist die Wortfolge "auf die Dauer einer
Woche" durch die Wortfolge "auf die Dauer von ei-
ner Woche" zu ersetzen.

7. Im § 24 Abs. 1 hat das Wort "vereinbarten" zu ent-
fallen.

8. Im § 24 Abs. 3 ist die Wortfolge "durch vorstehende
Bestimmungen" durch die Wortfolge "durch die vor-
stehenden Bestimmungen" zu ersetzen.

9. Im § 26 ist das Wort "Frühjahrsanbauzeit" durch das
Wort "Anbau zeit" zu ersetzen.

10. Im § 30 Abs. 1 sind die Wörter "vollendeten" und
"vollendete" durch die Wörter "vollen" und "volle"
zu ersetzen.

11. Im § 30 Abs. 7 hat der Klammerausdruck ,,(Arbeits-
oder Dienstordnungen)" zu entfallen; das Wort "Ar-
beitsverträgen" ist durch das Wort "Dienstverträ~
gen" zu ersetzen.

11 a. § 32 lil. fund g haben zu lauten:

"f) der Dienstnehmer die für die (vorzeitige) Alters-
pension erforderliche Altersgrenze erreicht oder
überschritten hat;

g) die Dienstnehmerin spätestens drei Monate
nach der Geburt eines Kindes, nach der AnnahM
me eines Kindes, welches das erste Lebensjahr
noch nicht vollendet hat, an Kindes Statt (§ 75 h
Abs. 5 Z. 1) oder nach Übernahme eines sol-
chen Kindes in unentgeltliche Pflege (§ 75 h
Abs. 5 Z. 2), bei Inanspruchnahme eines Ka-
renzurlaubes (§ 75h Abs. 1) spätestens sechs
Wochen nach dessen Beendigung ihren Austritt
erklärt.": " "

12. § 33 lil. a hat zu lauten:

"a) sich einer gerichtlich strafbaren Handlung, die
nur vorsätzlich begangen werden kann und mit
mehr als einjähriger Freiheitsstrafe bedroht ist,
oder einer anderen strafbaren Handlung aus
Gewinnsucht oder gegen die öffentliche Sittlich-
keit schuldig macht;"

13. Im § 34 Abs. 1 letzter Satz ist das Wort "aufrechnen"
durch das Wort "anrechnen" zu ersetzen.

14. § 41 Abs. 2 zweiter Satz hat zu lauten:

"Die Entscheidung der Obereinigungskommission
ist in der Amtlichen Unzer Zeitung zu verlautbaren
und den Einigungskommissionen (§ 195), dem Bun-
desministerium tür Arbeit und Soziales sowie jedem
für Arbeits- und Sozialrechtssachen zuständigen Ge-
richtshof zur Kenntnis zu bringen."

15. § 45 Abs. 4 hat zu lauten:

,,(4) Die Obereinigungskommission hat eine Aus-
fertigung des hinterlegten Kollektivvertrages dem
Hinterleger mit einer Bestätigung der durchgeführ-
ten Hinterlegung zurückzustellen; eine Ausfertigung
ist dem Bundesministerium tür Arbeit und Soziales
unter Bekanntgabe der Kundmachung vorzulegen.
Eine dritte Ausfertigung ist dem Kataster der Kollek-
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tivverträge einzuverleiben. Die Obereinigungskom·
mission hat jedem für Arbeits- und Sozialrechtssa-
chen zuständigen Gerichtshof eine Ausfertigung des
Kollektivvertrages mit Angabe des Kundmachungs-
datums und der Katasterzahl unverzüglich zu über·
mitteln."

16. a) § 50 Abs. 6 hat zu lauten:

,,(6) Die Obereinigungskommission hat dem
Bundesministerium tür Arbeit und Soziales, den
Einigungskommissionen und jedem tür Arbeits~
und Sozialrechtssachen zuständigen Gerichtshof
eine Ausfertigung des Beschlusses mit Angabe
des Datums der Kundmachung in der Amtlichen
Unzer Zeitung und der Katasterzahl zu übermit-
teln sowie das Erlöschen einer Satzung bekannt-
zugeben."

b) Der bisherige Abs. 6 erhält die Bezeichnung
,,(7)". Im Abs. 7 ist die Zitierung "Abs. 1 bis 5"
durch die Zitierung "Abs. 1 bis 6" zu ersetzen.

17. § 51 Abs. 2 hat zu lauten:

,,(2) Ist in der Satzung ihr Wirksamkeitsbeginn
nicht festgesetzt, sO tritt sie mit dem der Kundma-
chung des Beschlusses folgenden Tag (§ 50 Abs. 4)
in Kraft."

18. Im § 65a Abs. 2 Z. 2 sind die Zitierungen "Schulor-
ganisationsgesetzes 1962, BGB!. Nr. 242," und
"Schutunterrichtsgesetzes, BGB!. Nr. 139/1974,"
durch die Zitierungen "Schulorganisationsgesetzes,
BGB!. Nr. 242/1962," und Schulunterrichtsgesetzes
1986, BGB!. Nr. 472," zu ersetzen.

19. Im § 65b Abs. 4 ist das Wort "Arbeitsgericht" durch
das Wort "Gericht" zu ersetzen.

20. Im § 75e Abs. 3 sind die Worte "einer Einigungskom-
mission" durch die Worte "eines Gerichts" zu er~
setzen.

21. Im § 75i sind die Worte "vor der Einigungskommis-
sion" durch die Worte "vor Gericht" zu ersetzen.

22. Im § 75 k hat der Klammerausdruck ,,(Arbeitsordnun-
gen)" zu entfallen.

23. Im § 81 Abs. 1 hat der Klammerausdruck ,,(Arbeits-
ordnungen)" zu entfallen.

24. Im § 81 Abs. 2 hat das Wort "landwirtschaftlichen"
zu entfallen.

25. Im § 82 Z. 2 hat der Klammerausdruck ,,(Arbeitsord-
nungen)" zu entfallen.

26. Im § 90 hat die Wortfolge "gemäß § 91 des Landar-
beitsgesetzes" zu entfallen.

27. Im § 95 Abs. 2 ist die Zitierung ,,§ 98a des Landar-
beitsgesetzes" durch die Zitierung ,,§ 128 des Land-
arbeitsgesetzes 1984" zu ersetzen.

28. Im § 110 Abs. 2 Z. 7 ist die Zitierung "Zivildienstge-
setzes, BGB!. Nr. 187/1974," durch die Zitierung "Zi-
vildienstgesetzes 1986, BGB!. Nr. 679," zu ersetzen.
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29. Dem § 128 Abs. 1 ist folgender Satz anzufügen:

"Für die Mitglieder des Wahlvorstandes gelten die
§§ 187 und 188 sinngemäß."

30. § 135 Abs. 1 erster Satz hat zu lauten:

"Die Tätigkeitsdauer des Betriebsrates beträgt vier
Jahre. "

31. Nach § 136 Ist folgender § 136a samt Überschrift
einzufügen:

"Verlängerung der Partei- und Prozeßfähigkeit

§ 136a

Endet die Tätigkeitsdauer des Betriebsrates nach
den §§ 135 und 136 Z. 1 und 2 während eines Ver·
fahrens vor Gericht oder einer Verwaltungsbehörde,
in dem der Betriebsrat Partei ist, so besteht gemäß
§ 167 ades Landarbeitsgesetzes 1984 seine Partei-
und Prozeßfähigkeit in bezug aut dieses Verfahren
bis zu dessen Abschluß, längstens jedoch bis zur
Konstituierung eines neuen Betriebsrates, weiter.
Dies gilt auch im Fall der Ergreifung eines außeror-
dentlichen Rechtsmittels."

32. Nach § 136a ist folgender § 136b samt Überschrift
einzufügen:

"Beibehaltung des Zuständigkeitsbereiches

§ 136b

Wird ein Betriebsteil eines Unternehmens recht-
lich verselbständigt, so bleibt der Betriebsrat für die-
sen verselbständigten Teil bis zur Neuwahl eines Be·
triebsrates in diesem Teil, längstens aber bis zum
Ablauf von vier Monaten nach der Verselbständi-
gung zur Vertretung der Interessen der Dienstneh-
mer im Sinne dieses Gesetzes zuständig, sofern die
Zuständigkeit nicht ohnehin wegen des Weiterbeste-
hens einer organisatorischen Einheit (§ 108) im bis-
herigen Umfang fortdauert. Die vorübergehende Bei-
behaltung des Zuständigkeitsbereiches gilt nicht,
1. wenn in diesem Betriebsteil ein Betriebsrat nicht

zu errichten ist oder
2. wenn der rechtlich verselbständlgte Betriebsteil

aus dem wirtschaftlichen Entscheidungsbereich
des Unternehmens ausscheidet."

33. § 140 Abs. 1 hat zu lauten:

,,(tl Das an Lebensjahren älteste Mitglied des Be·
triebsrates hat nach Durchführung der Betriebsrats-
wahl die Einberufung der gewählten Mitglieder zur
Wahl der Organe des Betriebsrates (konstituierende
Sitzung) binnen zwei Wochen vorzunehmen. Die Ein-
berufung hat die konstituierende Sitzung innerhalb
von sechs Wochen nach Durchführung der Betriebs-
ratswahl vorzusehen. Kommt das älteste Mitglied
dieser Pflicht nicht nach, so kann jedes Mitglied des
Betriebsrates, das an erster Stelle eines Wahlvor-
schlages zu diesem Betriebsrat gereiht war, die Ein-
berufung vornehmen. Im Fall mehrerer Einberufun-
gen gilt die Einberufung desjenigen Betriebsratsmit-
gliedes, das auf dem Wahlvorschlag mit der größten
Anzahl der gültigen Stimmen gewählt wurde."

34. Im § 149 Abs. 2 sind die Worte "drei Jahre" durch
die Worte "vier Jahre" zu ersetzen.
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35. a) § 156 Abs. 1 erster Satz hat zu lauten:

"Die Tätigkeitsdauer des Zentralbetriebsrates be-
trägt vier Jahre."

b) Dem § 156 ist folgender Abs. 6 anzufügen:

,,(6) Die Bestimmungen über die Verlängerung
der Partei- und Prozeßfähigkeit des Betriebsrates
(§ 136a) und Ober die Beibehaltung des Zustän-
digkeitsbereiches (§ 136b) sind sinngemäß anzu-
wenden."

36. Im § 162 Abs. 2 sind die Worte "drei Jahre" durch
die Worte" "vier Jahre" zu ersetzen.

37. § 163 Z. 3 hat zu lauten:

,,3. der Betriebsrat hat die Durchführung und Ein-
haltung der Vorschriften über den Dienstneh-
merschutz, über die Sozialversicherung sowie
über die Berufsausbildung zu überwachen. Zu
diesem Zweck kann der Betriebsrat die betriebli-
chen Räumlichkeiten, Anlagen und Arbeits-
plätze besichtigen. Der Betriebsinhaber hat den
Betriebsrat von jedem Arbeitsunfall unverzüg-
lich in Kenntnis zu setzen. Betriebsbesichtigun-
gen im Zuge behördlicher Verfahren, durch die
Interessen der Dienstnehmerschaft (§ 112) des
Betriebes (Unternehmens) berührt werden, so-
wie Betriebsbesichtigungen, die von den zur
Überwachung der Dienstnehmerschutzvor-
schriften berufenen Organen oder die mit deren
Beteiligung durchgeführt werden, ist der Be-
triebsrat beizuziehen. Der Betriebsinhaber hat
den Betriebsrat von einer anberaumten yer-
handlung sowie von der Ankunft eines behördli-
chen Organs in diesen Fälien unverzüglich zu
verständigen;"

38. Dem bisherigen Text des § 165 ist die Absatzbe-
. zeichnung ,,(1)" voranzustellen; folgender Abs. 2 ist
dem Text anzufügen:

,,(2) Der Betriebsinhaber hat dem Betriebsrat Mit-
teilung zu machen, welche Arten von personenbezo-
genen Dienstnehmerdaten er automationsunter-
stützt aufzeichnet und welche Verarbeitungen und
Übermittlungen er vorsieht. Dem Betriebsrat ist auf
Verlangen die Überprüfung der Grundlagen für die
Verarbeitung und Übermittlung zu ermöglichen. So-
fern sich nicht aus § 163 oder anderen Rechts-
vorschriften ein unbeschränktes Einsichtsrecht des
Betriebsrates ergibt, ist zur Einsicht in die Daten ein-
zelner Dienstnehmer deren Zustimmung erforder-
lich."

39. Dem § 166 Abs. 1 ist fnlgender Satz anzufügen:

"Dem Betriebsrat sind auf Verlangen die zur Bera-
tung erforderlichen Unterlagen auszuhändigen."

40. Dem § 168 Abs. 4 ist folgender Satz anzufügen:

"Gleiches gilt, wenn investive Förderungen nach
dem Arbeitsmarktförderungsgesetz, BGB!. Nr.
31/1969, gewährt oder betriebliche Schulungs-
maßnahmen in solche umgewandelt werden
sollen."

----------
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41. Nach § 170 ist folgender § 170a samt Überschrift
einzufügen:

"Ersetzbare Zustimmung
§ 170a

(1) Folgende Maßnahmen des Betriebsinhabers
bedürfen zu ihrer Rechtswirksamkeit der Zustim-
mung des Betriebsrates:
1. Die Einführung von Systemen zur automationsun-

terstützten Ermittlung, Verarbeitung und Über-
mittlung von personenbezogenen Daten des
Dienstnehmers, die über die Ermittlung von
allgemeinen Angaben zur Person und fachlichen
Voraussetzungen hinausgehen. Eine Zustim-
mung ist nicht erforderlich, soweit die tatsächli-
che oder vorgesehene Verwendung dieser Daten
über die Erfüllung von Verpflichtungen nicht
hinausgeht, die sich aus Gesetz, Normen der kol-
lektiven Rechtsgestaltung oder Dienstvertrag
ergeben;

2. die Einführung von Systemen zur Beurteilung von
Dienstnehmern des Betriebes, sofern mit diesen
Daten erhoben werden, die nicht durch die be-
triebliche Verwendung gerechtfertigt sind.

(2) Die Zustimmung des Betriebsrates gemäß
Abs. 1 kann durch Entscheidung der land- und forst-
wirtschaftlichen Schlichtungsstelle ersetzt werden.
Im übrigen gelten die §§ 55 Abs. 2 und 171 Abs. 2
sinngemäß.

(3) Durch die Abs. 1 und 2 werden die sich aus
§ 170 ergebenden Zustimmungsrechte des Betriebs-
rates nicht berührt."

42. § 171 Abs. 1 Z. 23 hat zu lauten:

,,23. Maßnahmen im Sinne der §§ 170 Abs. 1 und
170a Abs. 1."

43. § 173 Abs. 4 hat zu lauten:

,,(4) Jede erfolgte Einstellung eines Dienstneh-
mers ist dem Betriebsrat unverzüglich mitzuteilen.
Diese Mitteilung hat Angaben über die vorgesehene
Verwendung und Einstufung des Dienstnehmers,
Lohn oder Gehalt sowie eine allfällige vereinbarte
Probezeit oder Befristung des Dienstverhältnisses zu
enthalten. "

44. § 175 hat zu lauten:
,,§ 175

Die dauernde Einreihung eines Dienstnehmers auf
einen anderen Arbeitsplatz ist dem Betriebsrat un-
verzüglich mitzuteilen; auf Verlangen ist darüber zu
beraten. Eine dauernde Einreihung liegt nicht vor,
wenn sie für einen Zeitraum von voraussichtlich we-
niger als 13 Wochen erfolgt. Ist mit der Einreihung
auf einen anderen Arbeitsplatz eine Verschlechte~
rung der Entgelt- oder sonstigen Arbeitsbedingun-
gen verbunden, so bedarf sie zu ihrer Rechtswirk-
samkeit der Zustimmung des Betriebsrates. Erteilt
der Betriebsrat die Zustimmung nicht, so kann sie
durch Entscheidung der Einigungskommission er-
setzt werden. Die Einigungskommission hat die Zu-
stimmung zu erteilen, wenn die Versetzung sachlich
gerechtfertigt ist."

----------------------------------------------- -~
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45. Nach § 178 ist folgender § 178a samt Überschrift
einzufügen:

"Mitwirkung bei einvernehmlichen Lösungen
§ 178a

(1) Verlangt der Dienstnehmer vor der Vereinba-
rung einer einvernehmlichen AUflösung des Dienst-
verhältnisses gegenüber dem Betriebsinhaber nach-
weislich, sich mit dem Betriebsrat zu beraten, so
kann innerhalb von zwei Arbeilstagen nach diesem
Verlangen eine einvernehmliche Lösung rechtswirk-
sam nicht vereinbart werden.

(2) Die Rechtsunwirksamkeit einer entgegen
Abs. 1 getroffenen Vereinbarung ist innerhalb einer
Woche nach Ablauf der Frist gemäßAbs. 1 schriftlich
geltend zu machen. Eine gerichtliche Geltendma-
chung hat innerhalb von drei Monaten nach Ablauf
der Frist gemäß Abs. 1 zu erfolgen."

46. a) Im § 179 Abs. 3 Z. 1 ist nach dem Text der lil. g
ein Strichpunkt zu setzen; die folgenden Iil. h
und i sind an· bzw, einzufügen:
"h) wegen der offenbar nicht unberechtigten

Geltendmachung vom Dienstgeber in Frage
gestellter Ansprüche aus dem Dienstverhält-
nis durch den Dienstnehmer;

i) wegen seiner Tätigkeil als Sicherheitsver-
trauensperson (§ 71p)"

b) § 179 Abs. 4 letzter Satz hat zu entfallen.
c) Im § 179Abs. 5 ist das Wort "Anfechtungsberech-

tigte" durch das Wort "Kläger" und das Wort
"Anfechtung" durch das Wort "Anfechtungskla-
ge" zu ersetzen.

d) § 179 Abs. 6 hat zu lauten:
,,(6) Gibt das Gericht der Anfechtungsklage

slatl, so isl die Kündigung rechlsunwirksam."

~••.<.

47. § 1B1 Abs. 2 leizier Salz hai zu laulen:

"Gibt das Gericht der Anfechtungsklage statt, so ist
die Kündigung (Entlassung) rechtsunwirksam. "

4B. Nach § 181 ist folgender § 181a samt Überschrift
einzufügen:

"Verfahren
§ 1B1a

(1) Gemäß§ 212a Abs. 1 des Landarbeitsgeselzes
1984 sind im Falle der Anfechtung von Kündigungen
und Entlassungen gemäß den §§ 179 bis 181 die für
Rechtsstreitigkeiten nach § 50 Abs. 2 des Arbeits-
und Sozialgerichtsgesetzes, BGBI. NI. 104/1985,
geltenden Vorschriften anzuwenden.

(2) Nimmt der Belriebsral die Anfechlungsklage
(§ 179 Abs. 4 und § 180 Abs. 2) ohne Zustim-
mung des gekündiglen oder entlassenen Dienslneh-
mers zurück, so tritt gemäß § 212a Abs. 2 des
Landarbeitsgesetzes 1984 die Wirkung der Klags-
rücknahme erst ein, wenn der vom Gericht hievon
verständigte Dienstnehmer nicht innerhalb von
14 Tagen ab Verständigung in den Rechtsstreit ein-
tritt. "
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49. § 182 hat zu lauten:
,,§ 182

(1) Der Betriebsinhaber hat den Betriebsrat über
die wirtschaftliche Lage einschließlich der finanziel-
len Lage des Betriebes sowie über deren voraus~
sichtliche Entwicklung, über die Art und den Umfang
der Erzeugung, den Auftragsstand, den mengen-
und wertmäßigen Absatz, die Investitionsvorhaben
sowie über sonstige geplante Maßnahmen zur He-
bung der Wirtschaftlichkeit des Betriebes zu infor-
mieren; auf Verlangen des Betriebsrates ist mit ihm
über diese Information zu beraten. Der Betriebsrat Ist
berufen, insbesondere im Zusammenhang mit der
Erstellung von Wirtschaftsplänen (Erzeugungs-, In-
vestitions-, Absatz-, Personal- und anderen Plänen)
dem Betriebsinhaber Anregungen und Vorschläge
zu erstatten, mit dem Ziel, zum allgemeinen wirt·
schaftlichen Nutzen und im Interesse des Betriebes
und der Dienstnehmer die Wirtschaftlichkeit und Lei-
stungsfähigkeit des Betriebes zu fördern. Dem Be-
triebsrat sind auf Verlangen die erforderlichen Unter-
iagen zur Verfügung zu stellen. Der Betriebsinhaber
hat den Betriebsrat von der schriftlichen Anzeige an
das zuständige Arbeitsamt auf Grund einer gemäß
§ 45 ades Arbeitsmarktförderungsgesetzes erlasse-
nen Verordnung unverzüglich in Kenntnis zu setzen.

(2) In Betrieben, in denen dauernd mindestens 50
Dienstnehmer beschäftigt sind, hat der Betriebsinha-
ber dem Betriebsrat alljährlich spätestens einen Mo-
nat nach Vorlage an die Steuerbehörde eine Ab-
schrift der Bilanz für das verflossene Geschäftsjahr
einschließlich des Gewinn- und Verlustausweises zu
übermitteln. Wird die Bilanzvorlagefrist durch das Fi-
nanzamt erstreckt, so hat der Betriebsinhaber den
Betriebsrat davon unter Bekanntgabe des voraus-
sichtlichen Vorlagetermins in Kenntnis zu setzen. Er·
folgt die Vorlage der Bilanz nicht innerhalb von sechs
Monaten nach dem Ende des Geschäftsjahres, so ist
dem Betriebsrat durch Vorlage einer Zwischenbilanz
oder anderer geeigneter Unterlagen vorläufig Auf-
schluß über die wirtschaftliche und finanzielle Lage
des Betriebes zu geben. Dem Betriebsrat sind die
erforderlichen Erläuterungen und Aufklärungen zu
geben."

50. a) § 183 Abs. 1 erster Satz hat zu lauten:
"Der Betriebsinhaber Ist verpflichtet, den Be-
triebsrat von geplanten Betriebsänderungen
ehestmöglich, jedenfalls aber so rechtzeitig vor
der Betriebsänderung in Kenntnis zu setzen, daß
eine Beratung über deren Gestaltung noch durch-
geführt werden kann."

b) § 183 Abs. 1 Z. 4 hat zu lauten:
,,4. Änderungen des Betriebszwecks, der Be-

lriebsanlagen, der Arbeits- und Betriebsorga-
nisation sowie der Filialorganisation;"

51. § 184 Abs. 3 bis 7 haben zu lauten:

,,(3) Die Dienstnehmervertreter im Aufsichtsrat
üben ihre Funktion ehrenamtlich aus; sie haben An-
spruch auf Ersatz der angemessenen Barauslagen.

(4) Die Dienstnehmervertreter im AufsiChtsrat ha-
ben das Recht, für Ausschüsse des Aufsichtsrates
Mitglieder mit Sitz und Stimme nach dem im Abs. 1
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festgelegten Verhältnis namhaft zu machen. Dies gilt
nicht für Ausschüsse, die die Beziehungen zwischen
der Gesellschaft und Mitgliedern des Vorstandes be-
handeln.

(5) Gemäß § 215 Abs. 5 des Landarbeitsgesetzes
1984 gilt bezüglich der Dlenstnehmervertreter im
Aufsichtsrat ferner folgendes:
Auf diese sind die §§ 86 Abs. 1,87,90 Abs. 1 zweiter
Satz und Abs. 2 und 98 des Aktiengesetzes 1965,
BGBI. Nr. 98, nicht anzuwenden. § 95 Abs. 2 erster
Satz Aktiengesetz 1965 ist mit der Maßgabe anzu-
wenden, daß auch zwei Dienstnehmervertreter im
Aufsichtsrat jederzeit vom Vorstand einen Bericht
über die Angelegenheiten der Gesellschaft ein-
schließlich ihrer Beziehungen zu Konzernunterneh·
men verlangen können. Ein Beschluß des Aufsichts-
rates über die Bestellung und Abberufung von Mit-
gliedern des Vorstandes bedarf, abgesehen von den
allgemeinen Beschlußerfordernissen des Aktienge-
setzes 1965, zu seiner Wirksamkeit der Zustimmung
der Mehrheit der nach dem Aktiengesetz 1965 oder
der Satzung bestellten Mitglieder. Das gleiche gilt für
die Wahl des Aufsichtsratsvorsitzenden und seines
ersten Stellvertreters.

(6) Im übrigen haben die Dienstnehmervertreter im
Aufsichtsrat gieiche Rechte und Pflichten wie nach
dem Aktiengesetz 1965 oder der Satzung bestellte
Aufsichtsratsmitglieder. Ihre Mitgliedschaft endet mit
der Mitgliedschaft zum Betriebsrat oder mit der Ab-
berufung durch die entsendende Stelle. Die Dienst-
nehmervertreter im Aufsichtsrat sind vom Zentral be-
triebsrat abzuberufen und neu zu entsenden, wenn
sich die Zahl der von der Hauptversammlung ge-
wählten Aufsichtsratsmitglieder ändert.

(7) Die Abs. 1 bis 6 über die Vertretung der Dienst-
nehmer im Aufsichtsrat von Aktiengesellschaften
sind sinngemäß anzuwenden auf Gesellschaften mit
beschränkter Haftung sowie auf Genossenschaften,
die dauernd mindestens 40 Dienstnehmer beschäfti-
gen."

52. Im § 185 Abs. 4 ist der Punkt nach dem Text der
Z. 2 durch einen Strichpunkt zu ersetzen und folgen-
de Z. 3 anzufügen:
,,3. Wahrnehmung der Rechte gemäß § 163Z. 3 hin-

sichtlich geplanter und in Bau befindlicher Be-
triebsstätten des Unternehmens, für die noch
kein Betriebsrat zuständig ist."

53. Dem § 187 Abs. 3 ist folgender Satz anzufügen:

"Das Beschränkungs- und Benachteiligungsverbot
.gilt auch hinsichtlich der Versetzung eines Betriebs-
ratsmitgliedes. "

54. a) Im § 190 AbS. 1 sind die Worte "zwei Wochen"
durch die Worte "drei Wochen" zu ersetzen.

b) Im § 190 Abs. 2 sind die Worte "vier Wochen"
durch die Worte "fünf Wochen" zu ersetzen.

55. a) § 192 Abs. 4 Z. 2 hat zu lauten:

,,2. Mitglieder von Wahlvorständen und Wahl-
werber vom Zeitpunkt ihrer Bestellung bzw.
Bewerbung bis zum Ablauf der Frist zur An-
fechtung der Wahl. Der Schutz des Wahl-
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werbers beginnt mit dem Zeitpunkt, in dem
nach der Bestellung des Wahlvorstandes sei-
ne Absicht, auf einem Wahlvorschlag zu kan-
didieren, offenkundig wird. Scheint der Wahl-
werber auf keinem Wahlvorschlag auf, so en-
det sein Kündigungs- und Entlassungsschutz
bereits mit Ende der Einreichungsfrist für
Wahlvorschläge.' ,

b) Im § 192 Abs. 4 hat der letzte Satz zu entfallen.

56. Im § 193Z. 2 ist das Wort "Arbeitsvertrag" durch das
.Wort "Dienstvertrag" zu ersetzen.

57. Im § 200 Abs. 2 hat der letzte Halbsatz zu lauten:
"diese Bestellung hat aus dem Kreis der Berufsrich-
ter zu erfolgen, die im Land Oberösterreich beim

· Landes- oder bei einem Kreisgericht ernannt und
dort zum Zeitpunkt ihrer Bestellung mit der Recht-
sprechung in Arbeitsrechtssachen betraut sind."

58. § 205 Abs. 1 hat zu lauten:

,,(1) Unbeschadet der Zuständigkeit der Gerichte
sind die Einigungskommissionen berufen, Rechts-
streitigkeiten aus den durch dieses Gesetz geregel-
ten Dienstverhältnissen beizulegen, falls beide
Streitteile erklären, sich dem Schiedsspruch der Ei-
nigungskommission zu unterwerfen."

59. '§ 206 hat zu lauten:

,,(1) Wer einer Bestimmung der §§ 46, 56 bis 62,
67,71 bis 71p, 72 bis 77, 81 bis 84,98, 129 Abs. 3,
163 Z. 3, 173 Abs. 3 und 4, 177, 178 Abs. 1, 182
Abs. 2, 187 Abs. 4, 189. oder 204 oder einer auf

· Grund dieser Bestimmungen erlassenen Rechtsver-
ordnung oder einem Bescheid, der sich auf diese Be-
stimmungen gründet, zuwiderhandelt, begeht eine
Verwaltungsübertretung und ist, sofern die Tat nicht
nach anderen Vorschriften einer strengeren Strafe
unterliegt, von der Bezirksverwaltungsbehörde in

· den Fällen
a) der §§ 46, 129Abs. 3, 163Z. 3, 173 Abs. 3 und 4,

177,178 Abs. 1, 182 Abs. 2,187 Abs. 4 und 189
mit Geldstrafen bis zu S 30.000,-;

b) der §§ 56 bis 62, 67, 71 bis 71 p, 72 bis 77,81 bis
84,98 und 204 mit Geldstrafen bis zu S 15.000,-

zu bestrafen.

(2) Übertretungen gemäß Abs. 1 lil. a sind nur zu
verfolgen und zu bestrafen, wenn im Fall
1. des § 129 Abs. 3 der Wahlvorstand,
2. der §§ 46,163 Z. 3,173 Abs. 3 und 4,177,178

Abs. 1 oder 189 der Betriebsrat,
3. des § 182 Abs. 2 das gemäß § 185 zuständige

Organ der Dienstnehmerschaft oder
4. des § 187 Abs. 4 der Betriebsinhaber
binnen sechs Wochen ab Kenntnis von der Übertre-
tung und der Person des Täters bei der Bezirksver-
waltungsbehörde einen Strafantrag stellt (Privatan-
kläger). Auf das Strafverfahren ist § 56 Abs. 2 bis 4
des Verwaltungsstrafgesetzes, BGB/. Nr. 172/1950,
anzuwenden.

(3) Wer Organe der Land- und Forstwirtschaftsin-
spektion in der Ausübung ihres Dienstes behindert
oder die Erfüllung ihrer Aufgaben vereitelt, begeht
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eine Verwaltungsübertretung und isl, sofern die Taf
nicht nach anderen Vorschriften einer strengeren
Strafe unterliegt, von der Bezirksverwaltungsbehör-
de mit einer Geidstrafe bis zu S 15.000,- zu be-
strafen.

(4) Bevollmächtigle der Dienstgeber sind gleich
wie diese zu bestrafen. Dienstgeber sind aber neben
ihren Bevollmächtigten nur dann zu bestrafen, wenn

die Übertretung mit ihrem Wissen begangen wurde
oder wenn sie bei der nach den Verhältnissen mögli-
chen eigenen Beaufsichtigung des Betriebes oder
bei der Auswahl oder der Beaufsichtigung der Bevoll-
mächtigten es an der erforderlichen Sorgfalt haben
fehlen lassen."

60. Im § 209 Abs. 1 ist die Zitierung "Art. 111Abs. 1 des
Landarbeitsgesetzes" durch die Zitierung "Art. 11
Abs. 1 des Landarbeitsgesetzes 1984" zu erselzen .

•
61. Im § 209 Abs. 2 ist die Zitierung "Art. 111Abs. 2" des

Landarbeitsgesetzes durch die Zitierung "Art. 11
Abs. 2 des Landarbeitsgese\zes 1984" zu ersetzen.

62. Im § 210 ist die Zilierung "Art. IV Abs. 1 des Land-
arbeitsgesetzes" durch die Zitierung "Art. 111Abs. 1
des Landarbeitsgesetzes 1984" zu erselzen.

63. Im § 211 ist die Zitierung "Art. IV Abs. 2 des Land-
arbeitsgeselzes" durch die Zitierung "Art. 111Abs. 2
.des Landarbeitsgesetzes 1984" zu ersetzen.

Artikel 11

Ersetzung von Begriffen

(1) In den §§ 120, 140, 141, 142, 145, 148, 150, 151 und
152 ist der Begriff "Obmann" durch den Begriff "Vorsit-
zender" zu ersetzen. Wird eine Frau in die Funktion eines
Vorsilzenden gewählt, so trägt sie die Bezeichnung "Vor-
sitzende" .

(2) Im § 144 Z. 2 sind' die Worte "des Betriebsratsob-
mannes" durch die Worte "des (der) Betriebsratsvorsil-
zenden" zu ersetzen.

(3) In den §§ 95, 97, 98, 99, 100, 101 und 103 ist der
Begriff "Lehrherr" durch den Begriff "Lehrberechligler"
zu ersetzen.

(4) In den §§ 104, 195, 198 und 199 ist der Begriff "Er-
satzmann" durch den Begriff "Ersalzmitglied" zu er-
setzen. •

Artikel 111

Dieses Landesgesetz tritt mit dem Ablauf des Tages
seiner Kundmachung im Landesgeselzblatt für Ober-
österreich in Kraft.

17



Anlage zur Beilage 222/1988

Tex t 9 e gen übe r s tel 1 u n 9

O.Ö. Landarbeitsordnung 1979

Geltendes Recht O.ö. Landarbeitsordnungs-Novelle 1988

Artikel I

Die O.ö. Landarbeitsordnung 1979,
LGB1.Nr. 84, in der Fassung der Landesge-
setze LGB1.Nr. 5/1982, 1/1983, 98/1983,
54/1984 und 35/1986 wird wie folgt geän-
~

1. Im S 5 Abs. 4 ist die Zitierung "des
O.Ö. Flurverfassungs-Landesgesetzes
LGBl.Nr. 33/1972," durch die
Zitierung "des O.Ö. Flurverfassungs-
Landesgesetzes 1979, LGBl.Nr. 73," zu
ersetzen.

2. Im S 20 Abs. 3 ist die Zitierung
"S 20 Abs. 3 des Landarbeitsgesetzes"_
durch die Zitierung "S 19 Abs. 3 des
Landarbeitsgesetzes 1984" zu erset-
z.en.

3. Im S 22 Abs. 3 ist das Wort "Arbeits-
zeiten" durch das Wort "Dienstzeiten"
zu ersetzen.

4. Im S 22b Abs. 2 ist die Zitierung
"S 22b Abs. 2 de.s Landarbeitsge- .
setzes" durch die Zitierung "S 23
Abs. 2 des Landarbeitsgesetzes 1984"
zu ersetzen.

5. Im S 22d hat der Ausdruck "Arbeits-
(Dienst)ordnungen" zu entfallen.

6. Im S 23 Abs. 1 ist die Wortfolge "auf
die Dauer einer Woche" durch die
Wortfolge "auf die Dauer von einer
Woche" z:u ersetz:en.

7. Im S 24 Abs. 1 hat das Wort "verein-
barten" zu entfallen.

8. Im S 24 Abs. 3 ist die Wortfolge
"durch vorstehende Bestimmungen"



S 32
Das Dienstverhältnis kann vom
Dienstnehmer, wenn es auf bestimmte
Zeit eingegangen war, vor Ablauf
dieser Zeit, sonst ohne Einhaltung
einer Kündigungsfrist aus wichtigen
Gründen, insbesondere dann aufge-
löst werden (vorzeitiger Austritt),
wenn

f) der Dienstnehmer das für den An-
fall seiner Alterspension nach
den einschlägigen Vorschriften
des Allgemeinen Sozialversiche-
rungsgesetzes erforderliche Le-
bensalter erreicht hat:

g) die Dienstnehmerin spätestens
drei Monate nach Geburt eines
Kindes oder bei Inanspruchnahme
eines Karenzurlaubes gemäß 5 75h
vor dessen Beendigung ihren Aus-
tritt erklärt.

S 33
Das Dienstverhältnis kann vom
Dienstgeber. wenn es auf bestimmte
Zeit eingegangen war, vor Ablauf
dieser Zeit. sonst ohne Einhaltung
einer Kündigungsfrist aus wichtigen
Gründen. insbesondere dann gelöst
werden (Entlassung), wenn der
Dienstnehmer
a) sich eines Verbrechens überhaupt

oder einer anderen strafbaren
Handlung aus Gewinnsucht oder

- 2 -

durch die Wortfolge "durch die vor-
stehenden Bestimmungen" zu ersetzen.

9. Im S 26 ist das Wort "Frühjahrsanbau-
zeit" durch das Wort "Anbauzeit" zu
ersetzen.

10. Im S 30 Abs. 1 sind die Wörter "voll-
endetenH und "vollendete" durch die
Wörter "vollen'· und "volle" zu erset-
zen.

11. Im S 30 Abs. 7 hat der Klammeraus-
druck "(Arbeits- oder Dienstord-
nungen)" zu entfallen; das Wort "Ar-
beitsverträgen" ist durch das Wort
"Dienstverträgen" zu ersetzen.

lla. S 32 lit. fund 9 haben zu lauten:
"f) der Dienstnehmer die für die

(vorzeitige) Alterspension erfor-
derliche Altersgrenze erreicht
oder überschritten hat;

g) die Dienstnehmerin spätestens
drei Monate nach der Geburt eines·
Kindes, nach der Annahme eines
Kindes, welches das erste Lebens-
jahr noch nicht vollendet hat. an
Kindes Statt (5 75h Abs. 5 Z. 1).
oder nach Übernahme eines solchen
Kindes in unentgeltliche Pflege
(5 75h Abs. 5 Z. 2). bei Inan-
spruchnahme eines Karenzurlaubes
(5 75h Abs. 1) spätestens sechs
Wochen nach dessen Beendigung
ihren Austritt erklärt."

12. 5 33 lit. a hat zu lauten:
"a) sich einer gerichtlich strafbaren

Handlung, die nur vorsätzlich be-
gangen werden kann und mit mehr
als einjähriger Freiheitsstrafe
bedroht ist, oder einer anderen
strafbaren Handlung aus Gewinn-
sucht oder gegen die öffentliche
Sittlichkeit schuldig macht;"



gegen die öffentliche Sitt-
lichkeit schuldig macht;

Li!.(2) Die Kollektivvertragsfähigkeit
nach Abs. 1 Z. 2 wird nach Anhörung
der in Betracht kommenden gesetz-
lichen Interessenvertretungen durch
die Obereinigungskommission zuer-
kannt. Die Entscheidung der Ober-
einigungsKommission ist in der Amt-
lichen Linzer Zeitung zu verlaut-
baren und den Einigungskommissionen
(5 195) zur Kenntnis zu bringen.
Die Kosten der Verlautbarung hat
die Berufsvereinigung, der die
Kollektivvertragsfähigkeit zuer-
kannt wurde, zu tragen und im vor-
aus zu erlegen.

5 45
(4) Die Obereinigungskommission hat
eine Ausfertigung des hinterlegten
Kollektivvertrages dem Hinterleger
mit einer Bestätigung der durchge-
führten Hinterlegung zurUckzustel-
len; eine Ausfertigung ist dem Bun-
desministerium fUr soziale Verwal-
tung unter Bekanntgabe der Kundma-
chung vorzulegen. Eine dritte Aus-
fertigung ist dem Kataster der
Kollektivverträge einzuverleiben.
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13. Im 5 34 Abs. 1 letzter Satz ist das
wort "aufrechnen" durch das Wort "an-
rechnen" zu ersetzen.

14. 5 41 Abs. 2 zweiter Satz hat zu lau-
ten:
"Die Entscheidung der Obereinigungs-
kommission ist in der Amtlichen
Linzer Zeitung zu verlautbaren und
den Einigungskommissionen (5 195),
dem Bundesministerium für Arbeit und
Soziales sowie jedem fUr Arbeits- und
Sozialrechtssachen zuständigen Ge-
richtshof zur Kenntnis zu bringen."

15. 5 45 Abs. 4 hat zu lauten:
"(4) Die Obereinigungskommission hat
eine Ausfertigung des hinterlegten
Kollektivvertrages dem Hinterleger
mit einer Bestätigung der durchge-
führten Hinterlegung zurückzustellen;
eine Ausfertigung ist dem Bundesmini-
sterium für Arbeit und Soziales unter
Bekanntgabe der Kundmachung vorzule-
gen. Eine dritte Ausfertigung ist dem
Kataster der Kollektivverträge einzu-
verleiben. Die Obereinigungskommis-
sion hat jedem für Arbeits- und
Sozialrechtssachen zuständigen Ge-
richtshof eine Ausfertigung des Kol-
lektivvertrages mit Angabe des Kund-
machungsdatums und der Katasterzahl
unverzüglich zu übermitteln."

16. a) 5 50 Abs. 6 hat zu lauten:
"(6) Die Obereinigungskommission
hat dem Bundesministerium für Ar-
beit und Soziales, den Einigungs-
kommissionen und jedem für Ar-
beits- und Sozialrechtssachen zu-
ständigen Gerichtshof eine Ausfer-
tigung des Beschlusses mit Angabe
des Datums der Kundmachung in der
Amtlichen Linzer Zeitung und der
Katasterzahl zu übermitteln sowie



S 51
(2) Ist in der Satzung ihr Wirk-
samkeitsbeginn nicht festgesetzt,
so beginnt ihre Wirkung mit dem
Tag, an dem die Rechtskraft des Be~
schlusses auf Festsetzung der Sat-
zung kundgemacht (s 50 Abs. 4) wur-
de.
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das Erlöschen einer Satzung be-
kanntzugeben.lt

b) Der bisherige Abs. 6 erhält die
Bezeichnung "(7)11. In Abs. 7 ist
die Zitierung "Abs. 1 bis 5" durch
die Zitierung "Abs. 1 bis 6" zu
ersetzen.

17. S 51 Abs. 2 hat zu lauten:
"(2) Ist in der Satzung ihr Wirk-
samkeitsbeginn nicht festgesetzt, so
tritt sie mit dem der Kundmachung des
Beschlusses folgenden Tag (S 50
Abs. 4) in Kraft."

18. Im S 65a Abs. 2 Z. 2 sind die
Zitierungen "Schulorganisationsge-
setzes 1962, BGB1.Nr. 242," und
t1Schulunterrichtsgesetzes,
BGB1.Nr. 139/1974," durch die
Zitierungen "Schulorganisationsge-
setzes , BGB1.Nr. 242/1962," und
"Schulunterrichtgesetzes 1986,
BGB1.Nr. 472," zu ersetzen.

19. Im S 65b Abs. 4 ist das
beitsgericht" durch das
rieht" zu ersetzen.

Wort "Ar-
Wort "Ge-

20. Im S 75e Abs. 3 sind die Worte "einer
Einigungskommission" durch die Worte
"eines Gerichts" zu ersetzen.

21. Im S 75i sind die Worte "vor der Ei-
nigungskommission" durch die Worte
"vor Gericht" zu ersetzen.

22. Im S 75k hat der Klammerausdruck
"(Arbeitsordnungen)" zu entfallen.

23. Im S 81 Abs. 1 hat der Klarnrneraus-
druck "(Arbeitsordnungen)" zu entfal-
len.

24. Im S 81 Abs. 2 hat das Wort "land-
wirtschaftlichen" zu entfallen.

25. Im S 82 Z. 2 hat der Klarnrnerausdruck
"(Arbeitsordnungen)" zu entfallen.

26. Im S 90 hat die Wortfolge
des Landarbeitsgesetzes"
len.

"gemäß S 91
zu entfal-



5 128
(1) Zur Vorbereitung und Durchfüh-
rung der Wahl des Betriebsrates hat
die Betriebs(Gruppen)versammlung
einen Wahlvorstand (Ersatzmitglie-
der) zu bestellen. In Betrieben, in
denen ein Betriebsrat besteht, ist
der Wahlvorstand so rechtzeitig zu
bestellen, daß der neugewählte
Betriebsrat bei Unterbleiben einer
Wahlanfechtung spätestens unmittel-
bar nach Ablauf der Tätigkeitsdauer
des abtretenden Betriebsrates seine
Konstituierung vornehmen kann.

5 135
(1) Die Tätigkeitsdauer des Be-
triebsrates beträgt drei Jahre.
Sie beginnt mit dem Tag der Konsti-
tuierung oder mit Ablauf der Tätig-
keitsdauer des früheren Betriebs-
rates, wenn die Konstituierung vor
diesem Zeitpunkt erfolgte.
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27. Im 5 95 Abs. 2 ist die Zitierung
"§ 98a des LandarbeitsgesetzesI' durch
die Zitierung "5 128 des Landarbeits-
gesetzes 1984" zu ersetzen.

28. Im 5 110 Abs. 2 Z. 7 ist die
Zitierung "Zivildienstgesetzes,
BGBl.Nr. 187/1974," durch die
Zitierung "Zivildienstgesetzes 1986,
BGBl.Nr. 679," zu ersetzen.

29. Dem 5 128 Abs. 1 ist folgender Satz
anzufügen:
"Für die Mitglieder des Wahlvor-
standes gelten die S5 187 und 188
sinngemäß. 11

.30. 5 135 Abs. 1 erster Satz hat zu lau-
ten:
"Die Tätigkeitsdauer des Betriebs-
rates beträgt vier Jahre."

31. Nach 5 136 ist folgender 5 l36a samt
Überschrift einzufügen:

"Verlängerung der Partei- und Prozeß-
fähigkeit

5 l36a

Endet die Tätigkeitsdauer des Be-
triebsrates nach den 55 135 und 136
Z. 1 und 2 während eines Verfahrens
vor Gericht oder einer Verwaltungsbe-
hörde, in dem der Betriebsrat Partei
ist, so besteht gemäß S l67a des
Landarbeitsgesetzes 1984 seine Par-
tei- und Prozeßfähigkeit in bezug auf
dieses Verfahren bis zu dessen Ab-
schluß, längstens jedoch bis zur Kon-
stituierung eines neuen Betriebs-
rates, weiter. Dies gilt auch im Fall
der Ergreifung eines außerordent-



S 140
(1) Das an Lebensjahren älteste
Mitglied des Betriebsrates hat die
gewählten Mitglieder zur Wahl der
Organe des Betriebsrates einzube-
rufen (konstituierende Sitzung)·.
Die Einberufung hat spätestens in-
nerhalb von sechs Wochen nach
DurchfUhrung der Betriebsratswahl
zu erfolgen.
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lichen Rechtsmittels."

32. Nach § l36a ist folgender § 136b samt
Überschrift einzufUgen:

"Beibehaltung des Zuständigkeitsbe-
reiches
§ 136b

Wird ein Betriebsteil eines Unterneh-
mens rechtlich verselbständigt, so
bleibt der Betriebsrat fUr diesen
verselbständigten Teil bis zur Neu-
wahl eines Betriebsrates in diesem
Teil, längstens aber bis zum Ablauf
von vier Monaten nach der Verselb-
ständigung zur vertretung der Inter-
essen der Dienstnehmer im Sinne
dieses Gesetzes zuständig, sofern die
Zuständigkeit nicht ohnehin wegen des
Weiterbestehens einer organisato-
rischen Einheit (S 108) im bisherigen
Umfang fortdauert. Die vorUbergehende
Beibehaltung des Zuständigkeitsbe-
reiches gilt nicht,
1. wenn in diesem Betriebsteil ein

Betriebsrat nicht zu errichten ist
oder

2. wenn der rechtlich verselbständig-
te Betriebsteil aus dem wirt-
schaftlichen Entscheidungsbereich
des Unternehmens ausscheidet."

33. § 140 Abs. 1 hat zu lauten:
"(1) Das an Lebensjahren älteste Mit-
glied des Betriebsrates hat nach
DurchfUhrung der Betriebsratswahl die
Einberufung der gewählten Mitglieder
zur Wahl der Organe des Betriebsrates
(konstituierende Sitzung) binnen zwei
Wochen vorzunehmen. Die Einberufung
hat die konstituierende Sitzung in-
nerhalb von sechs Wochen nach Durch-
fUhrung der Betriebsratswahl vorzuse-
hen. Kommt das älteste Mitglied
dieser Pflicht nicht nach, so kann
jedes Mitglied des Betriebsrates, das
an erster Stelle eines Wahlvor-
schlages zu diesem Betriebsrat
gereiht war, die Einberufung vorneh-
men. Im Fall mehrerer Einberufungen
gilt die Einberufung desjenigen Be-
triebsratsmitgliedes, das auf dem



S 149
(2) Die Tätigkeit der Rechnungsprü-
fer (Stellvertreter) dauert drei
Jahre! es sei denn, die Wahl gemäß
Abs. 3 und 4 findet vor ihrem Ab-
lauf statt. Die Wiederwahl ist zu-
lässig.

S 156
(1) Die Tätigkeitsdauer des
tralbetriebsrates beträgt
Jahre. S 135 Abs. 1 zweiter
und Abs. 2 sind sinngemäß
wenden.

Zen-
drei
Satz

anzu-

S 162
(2) Die Tätigkeit der
fer (Stellvertreter)
Jahre. Wiederwahl ist

Rechnungsprü-
dauert drei

zulässig.

S 163
Der Betriebsrat hat das Recht, die
Einhaltung der die Dienstnehmer des
Betriebes betrefferideriRechtsvor-
schriften zu überwachen. Insbeson-
dere stehen ihm folgende Befugnisse
ZU: .......

3. der Betriebsrat hat die Durch-
führung und Einhaltung der vor-
schriften über den Dienstnehmer-
schutz, über die Sozialversiche-
rung sowie über die Berufsaus-
bildung zu überwachen. Zu diesem
Zweck kann der Betriebsrat er-
forderlichenfalls die betrieb-
lichen Räumlichkeiten, Anlagen
und Arbeitsplätze besichtigen.
Werden Betriebsbesichtigungen
von den zur Überwachung der
Dienstnehmerschutzvorschriften
gesetzlich berufenen Organen
oder mit deren Beteiligung
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Wahlvorschlag mit der größten Anzahl
der gültigen Stimmen gewählt wurde."

34. Im S 149 Abs. 2 sind die Worte "drei
Jahre" durch die Worte "vier Jahre"
zu ersetzen.

35. a) S 156 Abs. 1 erster Satz hat zu
lauten:
"Die Tätigkeitsdauer des Zentral-
betriebsrates beträgt vier Jahre.11

b) Dem S 156 ist folgender Abs. 6 an-
zufügen:
"(6) Die Bestimmungen über die
Verlängerung der Partei- und Pro-
zeßfähigkeit des Betriebsrates
(S 136a) und über die Beibehaltung
des Zuständigkeitsbereiches
(S 136b) sind sinngemäß anzu-·
wenden ..II

36. Im S 162 Abs. 2
Jahre" durch die
zu ersetzen.

sind die Worte "drei
Worte "vier Jahre"

37. S 163 Z. 3 hat zu lauten:
"3. der Betriebsrat hat die Durchfüh-

rung und Einhaltung der Vor-
schriften über den Dienstnehmer-
schutz, über die Sozialversiche-
rung sowie über die Berufsausbil-
dung zu überwachen. Zu diesem
Zweck kann der Betriebsrat die
betrieblichen Räumlichkeiten, An-
lagen und Arbeitsplätze besichti-
gen. Der Betriebsinhaber hat den
Betriebsrat von jedem Arbeitsun-
fall unverzüglich in Kenntnis zu
setzen. Betriebsbesichtigungen im
Zuge behördlicher Verfahren,
durch die Interessen der Dienst-
nehmerschaft (S 112) des Be-
triebes (Unternehmens) berührt
werden, sowie Betriebsbesichti-
gungen, die von den zur Überwa-
chung der Dienstnehmerschutzvor-
schriften berufenen Organen oder



durchgefUhrt, ist der Betr iebs-
rat diesen Besichtigungen beizu-
ziehen. Der Betriebsinhaber ist
verpflichtet, den Betriebsrat
von der Ankunft eines Aufsichts-
organs unverzüglich zu verstän-
digen;

S 165
Der Betriebsinhaber ist verpflich-
tet, dem Betriebsrat Uber alle An-
gelegenheiten, welche die wirt-
schaftlichen, sozialen, gesundheit-
lichen oder kulturellen Interessen
der Dienstnehmer des Betriebes be-
rUhren, Auskunft zu erteilen.

S 166
(1) Der Betriebsinhaber ist ver-
pflichtet, mit dem Betriebsrat min-
destens vierteljährlich und auf
Verlangen des Betriebsrates monat-
lich gemeinsame Beratungen Uber
laufende Angelegenheiten, allge-
meine Grundsätze der BetriebsfUh-
rung in sozialer, personeller,
wirtschaftlicher und technischer
Hinsicht sowie Uber die Gestaltung
der Arbeitsbeziehungen abzuhalten
und ihn dabei Uber wichtige Angele-
genheiten zu informieren.

S 168
(4) Der Betriebsrat hat das Recht,
an den Verhandlungen zwischen dem
Betriebsinhaber und den Dienststel-
len der Arbeitsmarktverwaltung Uber
Maßnahmen der betrieblichen Schu-
lung, Umschulung und Berufsausbil-
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die mit deren Beteiligung durch-
gefUhrt werden, ist der Betriebs-
rat beizuziehen. Der Betriebsin-
haber hat den Betriebsrat yon
einer anberaumten Verhandlung so-
wie von der Ankunft eines behörd-
lichen Organs in diesen Fällen
unverzüglich zu verständigen;"

38. Dem bisherigen Text des S 165 ist die
Absatzbezeichnung "(1)" voranzustel-
len; folgender Abs. 2 ist dem Text
anzufUgen:
"(2) Der Betriebsinhaber hat dem Be-
triebsrat Mitteilung zu machen, wel-
che Arten von personenbezogenen
Dienstnehmerdaten er automations-
unterstUtzt aufzeichnet und welche
Verarbeitungen und Übermittlungen er
vorsieht. Dem Betriebsrat ist auf
Verlangen die ÜberprUfung der Grund-
lagen fOr die Verarbeitung und Über-
mittlung zu ermöglichen. Sofern sich
nicht aus S 163 oder anderen Rechts-
vorschriften ein unbeschränktes Ein-
sichtsrecht des Betriebsrates ergibt,
ist zur Einsicht in die Daten ein-
zelner Dienstnehmer deren Zustimmung
erforderlich. 1I

39. Dem S 166 Abs. 1 ist folgender Satz
anzufUgen:
"Dem Betriebsrat sind auf Verlangen
die zur Beratung erforderlichen
Unterlagen auszuhändigen."

40. Dem S 168 Abs. 4 ist folgender Satz
anzufügen:
IIGleiches gilt, wenn investive Förde-
rungen nach dem Arbeitsmarktförde-
rungsgesetz, BGBl.Nr. 31/1969, ge-
währt oder betriebliche Schulungsmaß-
nahmen in solche umgewandelt werden



dung teilzunehmen. Zeitpunkt und
Gegenstand der Beratungen sind ihm
rechtzeitig mitzuteilen.

•

Sl71
(1) Betriebsvereinbarungen im Sinne
des S 52 können in folgenden Ange-
legenheiten abgeschlossen werden:

23. Maßnahmen im Sinne des S 170
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sollen. 11

41. Nach S 170 ist folgender S l70a samt
Überschrift einzufügen:

llErsetzbare Zustimmung
S l70a

(1) Folgende Maßnahmen des Betriebs-
inhabers bedürfen zu ihrer Rechts-
wirksamkeit der Zustimmung des Be-
triebsrates:
1. Die Einführung von Systemen zur

automationsunterstützten Ermitt-
lung, Verarbeitung und Übermitt-
lung von personenbezogenen Daten
des Dienstnehmers, die über die
Ermittlung von allgemeinen Angaben
zur Person und fachlichen Voraus-
setzungen hinausgehen. Eine Zu-
stimmung ist nicht erforderlich,
soweit die tatsächliche oder vor-
gesehene Verwendung dieser Daten
über die Erfüllung von Verpflich--
tungen nicht hinausgeht, die sich:
aus Gesetz, Normen der kollektiven,
Rechtsgestaltung oder Dienstver--
trag ergeben:

2. die Einführung von Systemen zur
Beurteilung von Dienstnehmern des
Betriebes, sofern mit diesen Daten
erhoben werden, die nicht durch
die betriebliche Verwendung ge-
rechtfertigt sind •

(2) Die Zustimmung des Betriebsrates
gemäß Abs. 1 kann durch Entscheidung
der land- und forstwirtschaftlichen
Schlichtungsstelle ersetzt werden. Im
übrigen gelten die SS 55 Abs. 2 und
171 Abs. 2 sinngemäß.

(3) Durch die Abs. 1 und 2 werden die
sich aus S 170 ergebenden Zustim-
mungsrechte des Betriebsrates nicht
berührt."

42. S 171 Abs. 1 Z. 23 hat zu lauten:
"23. Maßnahmen im Sinne
Abs. 1 und l70a Abs. 1."

der SS 170



Abs. 1.

5 173
(4) Der Betriebsrat
erfolgten Einstellung
in Kenntnis zu setzen.

ist von jeder
unverzüglich

5 175
Die dauernde Einreihung von Dienst-
nehmern auf einen anderen Arbeits-
platz bedarf zu ihrer Rechtswirk-
samkeit der Zustimmung des Be-
triebsrates, wenn mit dem Wechsel
des Arbeitsplatzes eine Verschlech-
terung der Entgelt- oder sonstigen
Arbeitsbedingungen verbunden ist.
Die Zustimmung kann durch Entschei-
dung der Einigungskommission er-
setzt werden. Eine dauernde
Einreihung liegt nicht vor, wenn
sie für einen Zeitraum von voraus-
sichtlich weniger als 13 Wochen er-
folgt.
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43. 5 173 Abs. 4 hat zu lauten:
"(4) Jede erfolgte Einstellung eines
Dienstnehmers ist dem Betriebsrat un-
verzüglich mitzuteilen. Diese Mittei-
lung hat Angaben über die vorgesehene
Verwendung und Einstufung des Dienst-
nehmers, Lohn oder Gehalt sowie eine
allfällige vereinbarte Probezeit oder
Befristung des Dienstverhältnisses zu
enthalten."

44. 5 175 hat zu lauten:
"5 175

Die dauernde Einreihung eines Dienst-
nehmers auf einen anderen Arbeits-
platz ist dem Betriebsrat unverzüg-
lich mitzuteilen: auf Verlangen ist
darüber zu beraten. Eine dauernde
Einreihung liegt nicht vor, wenn sie
fUr einen Zeitraum von voraussicht-
lich weniger als 13 Wochen erfolgt.
Ist mit der Einreihung auf einen an-
deren Arbeitsplatz eine Verschlechte-
rung der Entgelt- oder sonstigen Ar-
beitsbedingungen verbunden, so bedarf
sie zu ihrer Rechtswirksamkeit der
Zustimmung des Betriebsrates. Erteilt
der Betriebsrat die Zustimmung nicht,
so kann sie durch Entscheidung der
Einigungskommission ersetzt werden.
Die Einigungskommission hat die Zu-
stimmung zu erteilen, wenn die Ver-
setzung sachlich gerechtfertigt ist."

45. Nach S 178 ist folgender S 178a samt
Überschrift einzufügen:

"Mitwirkung bei einvernehmlichen Lö-
sungen
S 178a

(1) Verlangt der Dienstnehmer vor der
Vereinbarung einer einvernehmlichen
Auflösung des Dienstverhältnisses ge-
genüber dem Betriebsinhaber nachweis-
lich, sich mit dem Betriebsrat zu be-
raten, so kann innerhalb von zwei Ar-
beitstagen nach diesem Verlangen eine
einvernehmliche Lösung rechtswirksam



§ 179
(3) Hat der Betriebsrat der be-
absichtigten Kündigung innerhalb
der im Abs. 1 genannten Frist nicht
ausdrücklich zugestimmt, so kann
diese bei Gericht angefochten wer-
den, wenn
1. die Kündigung ••..•••

g) wegen der bevorstehenden Ein-
berufung des Dienstnehmers
zum Präsenzdienst (§ 11 des
Arbeitsplatzsicherungsge-
setzes, BGBl.Nr. 154/1956)

erfolgt ist oder •••.•••

(4) Der Betriebsinhaber hat den
Betriebsrat vom Ausspruch der Kün-
digung zu verständigen. Der
Betriebsrat kann auf Verlangen des
gekündigten Dienstnehmers binnen
zwei Wochen nach Verständigung vom
Ausspruch der Kündigung diese bei
Gericht anfechten, wenn er der Kün-
digungsabsicht ausdrücklich wider-
sprochen hat. Kommt der Betriebsrat
dem Verlangen des Dienstnehmers
nicht nach, so kann dieser inner-
halb von zwei Wochen nach Ablauf
der für den Betriebsrat geltenden
Frist die Kündigung selbst bei Ge-
richt anfechten. Hat der Betriebs-
rat innerhalb der Frist des Abs. 1
keine Stellungnahme abgegeben, so
kann der Dienstnehmer innerhalb
einer Woche nach Zugang der Kündi-
gung diese bei Gericht se~bst
anfechten; in diesem Fall ist ein
Vergleich sozialer Gesichtspunkte
im Sinne des Abs. 3 nicht vorzuneh-
men. Wird eine vom Betriebsrat er-
hobene Kündigungsanfechtung ohne
Zustimmung des gekündigten·Dienst-
nehmers zurückgezogen, so kann

L
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nicht vereinbart werden.
(2) Die Rechtsunwirksarnkeit einer
entgegen Abs. 1 getroffenen Vereinba-
rung ist innerhalb einer Woche nach
Ablauf der Frist gemäß Abs. 1
schriftlich geltend zu machen. Eine
gerichtliche Geltendmachung hat in-
nerhalb von drei Monaten nach Ablauf
der Frist gemäß Abs. 1 zu erfolgen."

46. a) Im S 179 Abs. 3 Z. 1 ist nach dem
Text der lit. g ein Strichpunkt zu
setzen; die folgenden lit. hund i
sind an- bzw. einzufügen:
"h) wegen der offenbar nicht unbe-

rechtigten Geltendmachung vom
Dienstgeber in Frage ge-
stellter Ansprüche aus dem
Dienstverhältnis durch den
Dienstnehmer;

i) wegen seiner Tätigkeit als Si-
cherheitsvertrauensperson
(S 7lp)"

b) § 179 Abs. 4 letzter Satz hat zu
entfallen.



dieser binnen 14 Tagen ab
das Anfechtungsverfahren
fortsetzen.

Kenntnis
selbst

(5) Insoweit der Anfechtungsberech-
tigte im Zuge .des Anfechtungsver-
fahrens sich auf einen Anfechtungs-
grund im Sinne des Abs. 3 Z. 1 be-
ruft, hat er diesen glaubhaft zu
machen. Die Anfechtung ist abzu-
weisen, wenn bei Abwägung aller Um-
stände eine höhere Wahrschein-
lichkeit dafür spricht, daß ein an-
deres vom Dienstgeber glaubhaft ge-
machtes Motiv für die Kündigung
ausschlaggebend war.

(6) Gibt das Gericht der Anfechtung
statt, so ist die Kündigung rechts-
unwirksam.

S lSl
(2) Wurde in Betrieben, in denen
Betriebsräte nicht zu bestellen
sind, ein Dienstnehmer gekündigt
(entlassen) und ist die Kündigung
(Entlassung) offensichtlich. wegen
Ausübung des Koalitionsrechtes oder
wegen seiner Tätigkeit als Mitglied
der gesetzlichen Interessenvertre-
tung erfolgt, so kann er binnen
vier Wochen die Kündigung (Entlas-
sung) bei Gericht anfechten. Gibt
das Gericht der Anfechtung Folge,
so ist die Kündigung (Entlassung)
rechtsunwirksam.
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c) Im S 179 Abs. 5 ist das Wort "An-
fechtungsberechtigte" durch das
Wort "Kläger 11 und das Wort "An-
fechtung" durch das Wort "Anfech-
tungsklage" zu ersetzen.

d) S 179 Abs. 6 hat zu lauten:
"(6) Gibt das Gericht der Anfech-
tungsklage statt, so ist die Kün-
digung rechtsunwirksam."

47. S lSl Abs. 2 letzter Satz hat zu lau-
ten:

·"Gibt das Gericl)tder Anfechtungskla-
ge statt, so ist die Kündigung (Ent-
lassung) rechtsunwirksam."

4S. Nach S lSl ist folgender S lSla samt
Überschrift einzufügen:

"Verfahren
S lSla

(1) Gemäß S 2l2a Abs. 1 des Landar-
beitsgesetzes 19S4 sind im Falle der
Anfechtung von Kündigungen und Ent-
lassungen gemäß den 55 179 bis lSl
die für Rechtsstreitigkeiten nach
5 50 Abs. 2 des Arbeits- und Sozial-
gerichtsgesetzes, BGBl.Nr. 104/l9S5,
geltenden Vorschriften anzuwenden.
(2) Nimmt der Betriebsrat die Anfech-



,----

S 182
(1) Der Betriebsinhaber hat dem
Betriebsrat Aufschluß zu geben über
die wirtschaftliche Lage des Be-
triebes, über die Art und den Um-
fang der Erzeugung, den Auftrags-
stand, den mengen- und wertmäßigen
Absatz, die Investitionsvorhaben
sowie über sonstige geplante Maß-
nahmen zur Hebung der Wirtschaft-
lichkeit des Betriebes. Der
Betriebsrat ist berufen, insbeson-
dere im Zusammmenhang mit der Er-
stellung von Wirtschaftsplänen (Er-
zeugungs-, Investitions-, Absatz-
und anderen Plänen) dem.Betriebsin-
haber Anregungen zu geben und Vor-
schläge zu erstatten, mit dem
Ziele, zum allgemeinen wirtschaft-
lichen Nutzen im Interesse des Be-
triebes und der Dienstnehmer die
Wirtschaftlichkeit und Leistungsfä-
higkeit des Betriebes zu fördern.
Der Betriebsinhaber hat den
Betriebsrat von der schriftlichen
Anzeige an das zuständige Arbeits-
amt auf Grund einer gemäß S 45a des
Arbeitsmarktförderungsgesetzes,
BGBl.Nr. 31/1969, erlassenen Ver-
ordnung unverzüglich in Kenntnis zu
setzen.

in denen dauernd
50 Dienstnehmer

sind, hat der Betriebs-
Betriebsrat alljährlich

(2) In Betrieben,
mindestens
leschäftigt
inhaber dem
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tungsklage (S 179 Abs. 4 und S 180
Abs. 2) ohne Zustimmung des gekün-
digten oder entlassenen Dienstnehmers
zurück, so tritt gemäß S 212a Abs. 2
des Landarbeitsgesetzes 1984 die Wir-
kung der Klagsrücknahme erst ein,
wenn der vom Gericht hieven verstän-
digte Dienstnehmer nicht innerhalb
von 14 Tagen ab Verständigung in den
Rechtsstreit eintritt."

49. S 182 hat zu lauten:

"S 182

(1) Der Betriebsinhaber hat den
Betriebsrat über die wirtschaftliche
Lage einschließlich der finanziellen
Lage des Betriebes sowie über deren
voraussichtliche Entwicklung, über
die Art und den Umfang der Erzeugung,
den Auftragsstand, den mengen- und
wertmäßigen Absatz, die Investitions-
vorhaben sowie über sonstige geplante
Maßnahmen zur Hebung der Wirtschaft-
lichkeit des Betriebes zu informie-
ren; auf Verlangen des Betriebsrates
ist mit ihm über diese Information zu
beraten. Der Betriebsrat ist berufen.,
insbesondere im Zusammenhang mit der
Erstellung von Wirtschaftsplänen (Er-
zeugungs-, Investitions-, Absatz-,
Personal- und anderen Plänen) dem
Betriebsinhaber Anregungen und Vor-
schläge zu erstatten, mit dem Ziel,
zum allgemeinen wirtschaftlichen
Nutzen und im Interesse des Betriebes
und der Dienstnehmer die Wirtschaft-
lichkeit und Leistungsfähigkeit des
Betriebes zu fördern. Dem Betriebsrat
sind auf Verlangen die erforderlichen
Unterlagen zur Verfügung zu stellen.
Der Betriebsinhaber hat den Betriebs-
rat von der schriftlichen Anzeige an
das zuständige Arbeitsamt auf Grund
einer gemäß S 45a des Arbeitsmarkt-
förderungsgesetzes erlassenen Verord-
nung unverzüglich in Kenntnis zu set-
zen.

(2) In Betrieben, in denen dauernd
mindestens 50 Dienstnehmer beschäf-
tigt sind, hat der Betriebsinhaber
dem Betriebsrat alljährlich späte-



eine Abschrift der Bilanz für das
verflossene Geschäftsjahr ein-
schließlich des Gewinn- und
Verlustausweises spätestens einen
Monat nach Vorlage an die Steuerbe-
hörde zu übermitteln und dem
Betriebsrat die zum Verständnis
dieser Unterlagen erforderlichen
Erläuterungen und Aufklärungen zu
geben.

§ 183
(1) Der Betriebsinhaber ist ver-
pflichtet, den Betriebsrat von ge-
planten Betriebsänderungen
ehestmöglich in Kenntnis zu setzen
und mit ihm darUber zu beraten. Als
Betriebsänderungen gelten insbeson-
dere
1. die Einschränkung oder Stille-

gung des ganzen Betriebes oder
von Betriebsteilen;

2. die Verlegung des ganzen Be-
triebes oder von Betriebsteilen;

3. der Zusammenschluß mit anderen
Betrieben~

4. Änderungen des Betriebszweckes,
der Betriebsanlagen, der Ar-
beits- und Betriebsorganisation;

5. die EinfUhrung neuer Arbeitsme-
thoden;

6. die Einführung von Rationalisie-
rungs- und Automatisierungsmaß-
nahmen von erbeblicher Bedeu-
tung;

7. Änderungen der Rechtsform oder
der Eigentumsverhältnisse an dem
Betrieb.

§ 184
(3) Die Dienstnehmervertreter
Aufsichtsrat üben ihre Funktion

im
eh-
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stens einen Monat nach Vorlage an die
Steuerbehörde eine Abschrift der Bi-
.lanz für das verflossene Geschäfts-
jahr einschließlich des Gewinn- und
Verlustausweises zu übermitteln.
Wird die Bilanzvorlagefrist durch das
Finanzamt erstreckt, so hat der
Betriebsinhaber den Betriebsrat davon
unter Bekanntgabe des voraussicht-
lichen Vorlagetermins in Kenntnis zu
setzen. Erfolgt die Vorlage der Bi-
lanz nicht innerhalb von sechs Mo-
naten nach dem Ende des Geschäftsjah-
res, so ist dem Betriebsrat durch
Vorlage einer Zwischenbilanz oder an-
derer geeigneter Unterlagen vorläufig
Aufschluß Uber die wirtschaftliche
und finanzielle Lage des Betriebes zu
geben. Dem Betriebsrat sind die er-
forderlichen Erläuterungen und Auf-
klärungen zu geben."

50. a) § 183 Abs. 1 erster Satz hat zu
lauten:
liDer Betriebsinhaber ist ver-
pflichtet, den Betriebsrat von ge-
planten Betriebsänderungen ehest-
möglich, jedenfalls aber so recht-
zeitig vor der Betriebsänderung in
Kenntnis zu setzen, daß eine Bera-
tung Uber deren Gestaltung noch
durchgefUhrt werden kann."

b) S 183 Abs. 1 Z. 4 hat zu lauten:
"4. Änderungen des Betriebszwecks,

der Betriebsanlagen, der Ar-
beits- und Betriebsorganisa-
tion sowie der Filialorganisa-
tion; "

51. § 184 Abs. 3 bis 7 haben zu lauten:
"(3) Die Dienstnehmervertreter im
Aufsichtsrat üben ihre Funktion eh-



------------------- --

renamtlich aus; sie haben Anspruch
auf Ersatz der angemessenen Baraus-
lagen. Die Mitgliedschaft der
Dienstnehmervertreter im Aufsichts-
rat endet mit der Mitgliedschaft
zum Betriebsrat oder mit der Abbe-
rufung durch die entsendende Stel-
le. Die Dienstnehmervertreter im
Aufsichtsrat sind vom Zentral-
betriebsrat abzuberufen und neu zu
entsenden, wenn sich die Zahl der
von der Hauptversammlung gewählten
Aufsichtsratsmitglieder ändert. Ge-
mäß § 185 Abs. 3 des Landarbeitsge-
setzes gilt bezüglich der Dienst-
nehmervertreter im Aufsichtsrat
ferner folgendes:
Auf diese finden die Bestimmungen
des § 86 Abs. 1, des § 87, des § 90
Abs. 1 zweiter Satz und Abs. 2 und
des § 98 des Aktiengesetzes 1965,
BGBl.Nr. 98, keine Anwendung.
S 95, Abs. 2 erster Satz Aktienge-
setz 1965 findet mit der Maßgabe
Anwendung, daß auch zwei Dienstneh-
mervertreter im Aufsichtsrat jeder-
zeit vom Vorstand einen Bericht
über die Angelegenheiten der Ge-
sellschaft einschließlich ihrer Be-
ziehungen zu Konzernunternehmen
verlangen können. Ein Beschluß des
Aufsichtsrates über die Bestellung
und Abberufung von Mitgliedern des
Vorstandes bedarf, abgesehen von
den allgemeinen Beschlußerforder-
nissen des Aktiengesetzes, zu
seiner Wirksamkeit der Zustimmung
der Mehrheit der nach dem Aktienge-
setz 1965 oder der Satzung be-
stellten Mitglieder. Das gleiche
gilt für die Wahl des Aufsichts-
ratsvorsitzenden und seines ersten
Stellvertreters. Im übrigen haben
die Dienstnehmervertreter im Auf-
sichtsrat gleiche Rechte und
Pflichten wie nach dem Aktiengesetz
1965 oder der Satzung bestellte
Aufsichtsratsmitglieder.

(4) Die Bestimmungen der Abs. 1 bis
3 über die Vertretung der Dienst-
nehmer im Aufsichtsrat von Aktien-
gesellschaften sind sinngemäß anzu-
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renamtlich aus;
auf Ersatz der
lagen.

sie haben Anspruch
angemessenen Baraus-

(4) Die Dienstnehmervertreter im Auf-
sichtsrat haben das Recht, für Ausschüsse
des Aufsichtsrates Mitglieder mit sitz
und Stimme nach dem in Abs. 1 festge-



~enden auf Gesellschaften mit be-
schränkter Haftung sowie auf Genos-
senschaften, die dauernd mindestens
v ierzig Dienstnehmer beschäftigen.
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legten Verhältnis namhaft zu machen.
Dies gilt nicht für Ausschüsse, die die
Beziehungen zwischen der Gesellschaft und
Mitgliedern des Vorstandes behandeln.

(5) Gemäß S 215 Abs. 5 des Landarbeitsge-
setzes 1984 gilt bezüglich der Dienstneh-
mervertreter' im Aufsichtsrat ferner fol-
gendes:

Auf diese sind die S5 86 Abs. 1, 87. 90
Abs. 1 zweiter Satz und Abs. 2 und 98 des
Aktiengesetzes 1965, BGBl.Nr. 98, nicht
anzuwenden. S 95 Abs. 2 erster Satz Ak-
tiengesetz 1965 ist mit der Maßgabe anzu-
wenden, daß auch zwei Dienstnehmervertre-
ter im Aufsichtsrat jederzeit vom Vor-
stand einen Bericht über die Angele-
genheiten der Gesellschaft einschließlich
ihrer Beziehungen zu Konzernunternehmen
verlangen können. Ein Beschluß des Auf-
sichtsrates über die Bestellung und Abbe-
rufung von Mitgliedern des Vorstandes be-
darf, abgesehen von den allgemeinen
Beschlußerfordernissen des Aktiengesetzes
1965, zu seiner Wirksamkeit der Zustim-
mung der Mehrheit der nach dem Aktienge-
setz 1965 oder der Satzung bestellten
Mitglieder. Das gleiche gilt für die Wahl
des Aufsichtsratsvorsitzenden und seines
ersten Stellvertreters.

(6) Im übrigen haben die Dienstnehmerver-
treter im Aufsichtsrat gleiche Rechte und
Pflichten wie nach dem Aktiengesetz 1965
oder der Satzung bestellte Aufsichtsrats-
mitglieder. Ihre Mitgliedschaft endet mit
der Mitgliedschaft zum Betriebsrat oder
mit der Abberufung durch die entsendende
Stelle. Die Dienstnehmervertreter im Auf-
sichtsrat sind vom Zentralbetriebsrat ab-
zuberufen und neu zu entsenden, wenn sich
die Zahl der von der Hauptversammlung ge-
wählten Aufsichtsratsmitglieder ändert.

(7) Die Abs. 1 bis 6 über die Vertretung
der Dienstnehmer im Aufsichtsrat von Ak-
tiengesellschaften sind sinngemäß anzu-
wenden auf Gesellschaften mit be-
schränkter Haftung sowie auf Genossen-
schaften, die dauernd mindestens 40
Dienstnehmer beschäftigen."



5 185
(4) In Unternehmen,
Zentralbetriebsrat
ist, werden folgende
diesem ausgeUbt:
1. Mitwirkung in wirtschaftlichen

Angelegenheiten gemäß 5 184;
2. soweit sie nicht nur die Inter-

essen der Dienstnehmerschaft
eines Betriebes berUhren,
a) Recht auf Intervention

(S 164);
b) allgemeines Informationsrecht

(S 165);
c) Beratungsrecht (5 166);
d) Mitwirkung an betriebs- und

unternehmenseigenen Schu-
·lungs-, Bildungs- und Wohl-
fahrtseinrichtungen (SS 168
und 169);

e) wirtschaftliche Informations-
und Interventionsrechte
(S 182);

f) Mitwirkung bei Betriebsände-
rungen (S 183).

in denen ein
zu errichten
Befugnisse von

5 187
(3) Die Mitglieder des Betriebs-
rates dUrfen in der Ausübung ihrer
Tätigkeit nicht beschränkt und we-
gen dieser, insbesondere hinsicht-
lich des Entgelts und der Auf-
stiegsmöglichkeiten, nicht benach-
teiligt werden.

S 190
(1) Jedes Mitglied des Betriebs-
rates hat Anspruch auf Freistellung
von der Arbeitsleistung zur Teil-
nahme an Schulungs- und Bildungs-
veranstaltungen bis zum Höchstaus-
maß von zwei Wochen jnnerhalb einer
Funktionsperiode unter Fortzahlung
des Entgelts; in Betrieben. in
denen dauernd weniger als
20 Dienstnehmer beschäftigt sind,
hat jedes Mitglied des Betriebs-
rates Anspruch auf eine solche
Freistellung gegen Entfall des Ent-
gelts.
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ist der Punkt nach
durch einen Strich-
und folgende Z. 3

52. Im 5 185 Abs. 4
dem Text der Z. 2
punkt zu ersetzen
anzufügen:
"3. Wahrnehmung der Rechte gemäß

5 163 Z. 3 hinsichtlich geplanter
und in Bau befindlicher Betriebs-
stätten des Unternehmens, fUr die
noch kein Betriebsrat zuständig
iste"

53. Dem 5 187 Abs. 3 ist folgender Satz'
anzufügen:
"Das Beschränkungs- und Benachteili-
gungsverbot gilt auch hinsichtlich
der Versetzung eines Betriebsratsmit-
gliedes."

54. a) Im S 190 Abs. 1
"zwei Wochen"
"drei Wochen" zu

sind die .Worte
durch die Worte
ersetzen.

b) Im S 190 Abs. 2 sind die Worte



(2) Die Dauer der Freistellung kann
in Ausnahmefällen bei Vorliegen
eines Interesses an einer beson-
deren Ausbildung bis zu vier Wochen
ausgedehnt werden.

§ 192
(4) Die Abs. 1 bis
und 194 gelten

3 und die §5 193
sinngemäß für

2. Mitglieder von Wahlvorständen
und Wahlwerber vom Zeitpunkt
ihrer Bestellung bzw. Bewerbung
bis zum Ablauf der Frist zur An-
fechtung der Wahl.

Wahlwerber sind Personen, die als
Kandidaten auf einem Wahlvorschlag
aufscheinen.

S 200
(2) Die land- und forstwirtschaft-
liehe Schlichtungsstelle besteht
aus einem Vorsitzenden und vier
Beisitzern. Der Vorsitzende ist vom
Vorsitzenden der Obereinigungskom-
mission auf einvernehmlichen Antrag
der Streitteile zu bestellen. Kommt
eine Einigung der Streitteile auf

.die Person des Vorsitzenden inner-
halb von zwei Wochen ab AntragsteI-
lung (Abs•.1) nicht zustande, so
ist er auf Antrag eines der Streit-
teile vom Vorsitzenden der Oberei-
nigungskommissiOn zu bestellen1
diese Bestellung hat aus dem Kreis
der Berufsrichter zu erfolgen, die
im Land Oberösterreich entweder ge-
mäß S 9 des Arbeitsgerichtsge-
setzes, BGB1.Nr. 170/1946, zu Vor-
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"vier Wochen" durch die Worte
"fünf Wochen" zu ersetzen~

55. a) § 192 Abs. 4 Z. 2 hat zu lauten:
"2. Mitglieder von Wahlvorständen

und Wahlwerber vom Zeitpunkt
ihrer Bestellung bzw. Bewer-
bung bis zum Ablauf der Frist
zur Anfechtung der Wahl. Der
Schutz des Wahlwerbers beginnt
mit dem Zeitpunkt, in dem nach
der Bestellung des Wahlvor-
standes 'seine Absicht, auf
einem Wahlvorschlag zu kandi-
dieren, offenkundig wird.
Scheint der Wahlwerber auf
keinem Wahlvorschlag auf, so
endet sein Kündigungs- und
Entlassungsschutz bereits mit
Ende der Einreichungsfrist für
Wahlvorschläge."

b) Im S 192 Abs. 4 hat der letzte
Satz zu entfallen.

56. Im S 193 Z. 2 ist
vertrag" durch das
trag" zu ersetzen.

das Wort "Arbeits-
Wort "Dienstver-

57. Im § 200 Abs. 2 hat der letzte Halb-
satz zu lauten:
"diese Bestellung hat aus dem Kreis
der Berufsrichter zu erfolgen, die im
Land Oberösterreich beim Landes- oder
bei einem Kreisgericht ernannt und
dort zum Zeitpunkt ihrer Bestellung
mit der Rechtsprechung in Arbeits-
rechtssachen betraut sind."



sitzenden oder zu Stellvertretern
des Vorsitzenden eines Arbeitsge-
richtes bestellt oder bei einem
Landes- oder Kreisgericht ernannt
und dort zum Zeitpunkt ihrer Be-
stellung mit der Rechtsprechung in
Arbeitsrechtssachen betraut sind.

S 205
(1) Unbeschadet der Zuständigkeit
der Arbeitsgerichte nach den SS 1
und 2 des Arbeitsgerichtsgesetzes,
BGBl.Nr. 170/1946, und, soweit Ar-
beitsgerichte nicht bestehen, der
ordentlichen Gerichte, sind die Ei-
nigungskommissionen berufen,
Rechtsstreitigkeiten aus den durch
dieses Gesetz geregelten Dienstver-
hältnissen beizulegen, falls beide
Streitteile erklären, sich dem
Schiedsspruch der Einigungskommis-
sion zu unterwerfen.

S 206
(1) Wer einer Bestimmung des S 7,
der SS 56 bis 63, 67, 71 bis 71p,
72 bis 77, 81 bis 84, 98, 103, des
S 129 Abs. 3, des S 187 Abs. 4 oder
des S 204 oder einer auf Grund
dieser Bestimmungen erlassenen
Rechtsverordnung oder einem Be-
scheid, der sich auf diese Bestim-
mungen begrUndet, zuwiderhandelt,
begeht ~eine VerwaltungsUbertretung
und ist, sofern die Tat nicht nach
anderen Vorschriften einer stren-
geren Strafe unterliegt, von der
Bezirksverwaltungsbehörde mit Geld
bis 15.000,-- S zu bestrafen.

(2) In gleicher Weise ist zu be-
strafen, wer vorsätzlich die Aus-
Ubung des Dienstes der Organe der
Land- und Forstwirtschaftsinspek-
tion vereitelt oder behindert.

(3) Bevollmächtigte der Dienstgeber
sind gleich wie diese zu bestrafen.
Dienstgeber sind aber neben ihren
Bevollmächtigten nur dann zu be-
strafen, wenn die Übertretung mit
ihrem Wissen begangen wurde oder
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58. S 205 Abs. 1 hat zu lauten:
"(1) Unbeschadet der Zuständigkeit
der Gerichte sind die Einigungskom-
missionen berufen, Rechtsstrei-
tigkeiten aus den durch dieses Gesetz
geregelten ~Dienstverhältnissenbeizu-
legen, falls beide Streitteile erklä-
ren, sich dem Schiedsspruch der Eini-
gungskommission zu unterwerfen. 11

59. S 206 hat zu lauten:
"(1) Wer einer Bestimmung der SS 46,
56 bis 62, 67, 71 bis 71p, 72 bis 77,
81 bis 84, 98, 129 Abs. 3, 163 Z. 3,
173 Abs. 3 und 4, 177, 178 Abs. 1,
182 Abs. 2, 187 Abs. 4, 189 oder 204
oder einer auf Grund dieser Bestim-
mungen erlassenen Rechtsverordnung
oder einem Bescheid, der sich auf
diese Bestimmungen grUndet, zuwider-
handelt, begeht eine VerwaltungsUber-
tretung und ist, sofern die Tat nicht
nach anderen Vorschriften einer
strengeren Strafe unterliegt, von der
Bezirksverwaltungsbehörde in den Fäl-
len
a) der SS 46, 129 Abs. 3, 163 Z. 3,

173 Abs. 3 und 4, 177, 178 Abs. 1,
182 Abs. 2, 187 Abs. 4 und l89 mit
Geldstrafen bis zu S 30.000,--;

b) der SS 56 bis 62, 67, 71 bis 71p,
72 bis 77, 81 bis 84, 98 und 204
mit Geldstrafen bis zu S 15.000,--

zu bestrafen.

(2) Übertretungen gemäß Abs. 1 lit. a
sind nur zu verfolgen und zu bestra-
fen, wenn im Fall
1. des S 129 Abs. 3 der Wahlvorstand,



wenn sie bei der nach den Verhält-
nissen möglichen eigenen Beaufsich-
tigung des Betriebes oder bei der
Auswahl oder der Beaufsichtigung
der Bevollmächtigten es an der er-
forderlichen Sorgfalt haben fehlen
lassen.
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2. der 55 46, 163
und 4, 177, 178
der Betriebsrat,

3. des 5 182 Abs. 2 das gemäß 5 185
zuständige Organ der Dienstnehmer-
schaft oder

4. des § 187 Abs. 4 der Betriebsinha-
ber

binnen sechs Wochen ab Kenntnis von
der Übertretung und der Person des Tä-
ters bei der Bezirksverwaltungsbehörde
einen Strafantrag stellt (Privatanklä-
ger). Auf das Strafverfahren ist § 56
Abs. 2 bis 4 des Verwaltungsstrafge-
setzes, BGB1.Nr. 172/1950, anzuwenden.

Z. 3, 173 Abs. 3
Abs. 1 oder 189

(3) Wer Organe der Land- und Forst-
wirtschaftsinspektion in der Ausübung
ihres Dienstes behindert oder die Er-
füllung ihrer Aufgaben vereitelt, be-
geht eine Verwaltungsübertretung und
ist, sofern die Tat nicht nach an-
deren Vorschriften einer strengeren
Strafe unterliegt, von der Bezirks-
verwaltungsbehörde mit einer Geld-
strafe bis zu S 15.000,-- zu bestra-
fen.

(4) Bevollmächtigte der Dienstgeber
sind gleich wie diese zu bestrafen.
Dienstgeber sind aber neben ihren Be-
vollmächtigten nur dann zu bestrafen,
wenn die Übertretung mit ihrem Wissen
begangen wurde oder wenn sie bei der
nach den Verhältnissen möglichen ei-
genen Beaufsichtigung des Betriebes
oder bei der Auswahl oder der Beauf-
sichtigung der Bevollmächtigten es an
der erforderlichen Sorgfalt haben
fehlen lassen."

60. Im § 209 Abs. 1 ist die Zitierung
"Art. 111 Abs. 1 des Landarbeitsge-
setzes" durch die Zitierung "Art. 11
Abs. 1 des Landarbeitsgesetzes 1984"
zu ersetzen.

61. Im 5 209 Abs. 2 ist die Zitierung
"Art. 111 Abs. 2" des Landarbeitsge-
setzes durch die Zitierung "Art. 11
Abs. 2 des Landarbeitsgesetzes 1984"
zu ersetzen.

62. Im § 210 ist die Zitierung "Art. IV
Abs. 1 des Landarbeitsgesetzes" durch

I
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die Zitierung "Art. 111 Abs. 1 des
Landarbeitsgesetzes . 1984" zu erset-
zen.

63. Im § 211 ist die Zitierung "Art. IV
Abs. 2 des Landarbeitsgesetzes" durch
die Zitierung "Art. 111 Abs. 2 des
Landarbeitsgesetzes 1984" zu erset-
zen.

Artikel II

Ersetzung von Begriffen

(1) In den ·SS 120, 140, 141. 142, 145,
148, 150, 151 und 152 ist der Begriff
"Obmann" durch den Begriff lIVorsitzender"
zu ersetzen. Wird eine Frau in die Funk-
tion eines Vorsitzenden gewählt, so trägt
sie die Bezeichnung "Vorsitzende".
(2) Im § 144 Z. 2 sind die Worte "des
Betriebsratsobmannes" durch die worte
"des (der) Betriebsratsvorsitzenden" zu
ersetzen.
(3) In den SS 95, 97, 98. 99. 100, 101
und 103 ist der Begriff "Lehrherr" durch
den Begriff "Lehrberechtigter" zu erset-
zen.

(4) In den SS 104. 195. 198 und 199 ist
der Begriff "Ersatzmann" durch den Be-
griff "Ersatzmitglied" zu ersetzen.

Artikel III

Dieses Landesgesetz tritt mit dem
des Tages seiner Kundmachung im
gesetzblatt für Oberösterreich in

Ablauf
Landes-
Kraft.


